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CDU-
MONTAGSTREFF
Der CDU-Stadtverband Ludwigsburg lädt
jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr
zum CDU-Montagstreff in die Gaststätte
Rossknecht am Reithausplatz ein. Der
Montagstreff ist eine öffentliche Zusam-
menkunft für Interessierte, Mitglieder und
Freunde des CDU-Stadtverbandes. In lok-
kerer Runde werden aktuelle kommunale,
regionale, landes- und bundesweite The-
men aus Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft angesprochen und diskutiert.

Die nächsten Termine, jeweils ab 20 Uhr:
Montag, 28. März 2011
Montag, 30. Mai 2011
Montag, 27. Juni 2011

Gaststätte Rossknecht am Reithausplatz
Reithausplatz 21, 71634 Ludwigsburg
www.rossknecht.net                                     <<<

SPENDEN 
AN DEN CDU STADTVERBAND
LUDWIGSBURG

Wir würden uns freuen, wenn Sie mit einer
Spende die Tätigkeit der CDU Ludwigsburg
fördern. Mit dieser Spende helfen Sie uns,
auch in Zukunft eine moderne und attrakti-
ve Politik für Ludwigsburg zu gestalten.

Eine steuerlich anrechenbare Spenden-
quittung wird Ihnen automatisch zuge-
sandt. 

Herzlichen Dank!

Unsere Bankverbindung:
CDU Stadtverband Ludwigsburg
Kreissparkasse Ludwigsburg
BLZ 604 500 50, Konto-Nr. 95503            <<<
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Liebe Mitglieder und Freunde
der CDU Ludwigsburg,

Deutschland muss DER Mobilitätsstand-
ort der Zukunft bleiben. Gerade wir in Ba-
den-Württemberg mit unserer mittel-
standsgeprägten Wirtschaftsstruktur ha-
ben daran das größte Interesse. Die Funk-
tionalität der Verkehrsinfrastruktur nimmt
dabei eine Schlüsselposition ein und si-
chert Wohlstand und Arbeitsplätze. Lud-
wigsburg ist eine von drei „Modellkommu-
nen Elektromobilität“ der Landesagentur
für Elektromobilität. Wir sind der Antrieb
für Nachhaltige Mobilität und zusammen
mit den Städten und Gemeinden in der Re-
gion Vorreiter in Sachen zukunftsweisen-
de Mobilität und umweltfreundliche Ener-
gie in unserem Land. Der Erfolg wird sich
allerdings nur einstellen, wenn die gesell-
schaftliche Akzeptanz und das Bewusst-
sein zur Verantwortung vorhanden sind.
Dafür wollen wir uns als CDU stark ma-
chen und handeln.

Stuttgart 21 bedeutet Aufbruch in die Zu-
kunft! Der Schlichterspruch von Dr. Heiner
Geißler ist eindeutig und dennoch halten
die Gegner von Stuttgart 21 an ihren Prote-
sten fest. Dabei stellt „K21“ keine Alterna-
tive dar. Käme die „K21“-Idee zur Umset-
zung hieße das: enorme Zeitverzögerung,
sehr lange Bauzeiten, erhebliche Mehrbe-
lastung der Bevölkerung in der Stuttgarter
Innenstadt, in den Neckarvororten und auf
den Fildern.

Wir wollen aber eine bessere Verkehrsan-
bindung, mehr Grün, modernere Stadt-
viertel, weniger Zuglärm und einen moder-

nen Bahnhof. Stuttgart 21 ist die große
Chance für unsere Landeshauptstadt, un-
sere Region und unser ganzes Land. Lud-
wigsburg profitiert besonders durch den
unmittelbaren Anschluss an den Flugha-
fen. Heute benötigt man mit der S-Bahn
noch 46 Minuten. Zukünftig ist der Flugha-
fen mit Regionalzügen umsteigefrei in le-
diglich 17 Minuten erreichbar. Ebenso ver-
kürzt sich die Reisezeit in andere Städte
der Region, wie beispielsweise nach Reut-
lingen/Tübingen, Esslingen oder Ulm. Für
eine Fahrt von Ludwigsburg nach Esslin-
gen benötigt man in Zukunft lediglich 16
Minuten, statt heute 30 Minuten.

Stuttgart 21 ist ein Garant für die Schaf-
fenskraft und Innovation in Baden-Würt-
temberg. Alle profitieren davon: wir Bür-
ger, unsere Wirtschaft, das Handwerk und
der Mittelstand wie auch unsere Städte im
Land. Diese Chance lassen wir uns nicht
nehmen, dafür setzt sich die CDU mit allen
Kräften ein! An unseren Infoständen be-
kommen wir viel Zuspruch. Besonders die
Mehrzahl der jungen und älteren Men-
schen sind für Stuttgart 21, denn sie wis-
sen: wer Stuttgart 21 verhindert, vergeht
sich an der Zukunft künftiger Generatio-
nen.

In unserem Land wächst die Wirtschaft
wieder rasant. Die Auftragsbücher sind
gut gefüllt, neue Arbeitsplätze entstehen.
Die Arbeitslosigkeit ist so niedrig wie seit
Anfang der 1990er-Jahre nicht mehr, in Ba-
den-Württemberg haben wir die niedrigste
Jugendarbeitslosigkeit von ganz Europa.
Für diese gute Entwicklung sind Arbeit-
nehmer, Gewerkschaften und Arbeitgeber,
aber eben auch die Politik mit klugen Maß-
nahmen des Brückenbauens für Unterneh-
men und Arbeitsplätze verantwortlich. 

Wir dürfen auch festhalten: Die Soziale
Marktwirtschaft hat sich in Deutschland
bewährt. Keine Industrienation ist so gut
durch die Krise gekommen wie unser Land.
Doch dieser Erfolg ist nicht selbstver-
ständlich. In der Krise wurde deutlich, dass
unser Wohlstand durchaus bedroht sein
kann, wenn die Rahmenbedingungen nicht
richtig gesetzt sind.

Der Erfolg gibt uns Recht: In Baden-Würt-
temberg haben wir die meisten Patente,
die innovativste Technik und die besten
Hochschulen. Vier von neun deutschen Ex-
zellenz-Universitäten sind bei uns im Süd-
Westen. Auch in der Bildungspolitik sind
wir im Ländervergleich ganz vorne. Wir

stehen zum erfolgreichen mehrgliedrigen
Schulsystem nach dem Motto „Für jeden
das Richtige“ und in Ludwigsburg sind wir
bei der Betreuung der unter Dreijährigen
schon jetzt sehr gut aufgestellt.

Lassen Sie uns gemeinsam mit diesen Er-
folgen für die Politik unserer CDU werben.
Wir können auf unser Land stolz sein. Nur
die CDU steht für eine Politik, die den
Wirtschaftsaufschwung verstetigt und da-
mit auch die soziale Sicherheit stärkt. Nur
die CDU übernimmt Verantwortung für
eine gute Zukunft unseres Landes. Wer ein
starkes Baden-Württemberg will, muss
CDU wählen! Denken Sie daran, werben
Sie für die CDU, für Ministerpräsident Ste-
fan Mappus und unseren Ludwigsburger
Landtagsabgeordneten Klaus Herrmann
sowie für alle unsere Kandidaten im gan-
zen Land.

In diesem Sinne alles Gute

Ihr

Maik Stefan Braumann

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 

START INS FINALE
Die CDU lädt ein:

ARENA 
LUDWIGSBURG
PFLUGFELDER STRASSE 30

MITTWOCH, 
23. MÄRZ, 18 UHR
Zusammen mit Bundeskanzlerin
Angela Merkel und Ministerpräsi-
dent Stefan Mappus und mit wei-
teren Gästen aus Bund und Län-
dern sowie Freunden, Anhängern
und Mitgliedern der CDU Baden-
Württemberg startet die CDU in
den Schlussspurt des Wahlkampfes
zur Landtagswahl am 27. März 2011.

Ein buntes Rahmenprogramm aus
Showacts und Politik sorgt für die
passende Stimmung. 

Wir freuen uns auf 
Ihre Teilnahme!
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„Baden-Württemberg ist da, wo wir hinwol-
len“, zitierte Monika Stolz den EU-Kommis-
sionspräsidenten José Manuel Barroso vor
rund 100 Zuhörern bei ihrem Besuch in
Ludwigsburg. Die Ulmer Politikerin, die auf
Einladung des Landtagsabgeordneten
Klaus Herrmann und der Senioren Union
Ludwigsburg, vertreten durch deren Vorsit-
zenden Dr. Ingo Schwytz, nach Ludwigs-
burg gekommen war, wies zudem darauf
hin, dass Baden-Württemberg in Umfragen
auch in der Lebensqualität noch vor Bayern
auf Platz eins stehe. „Das kommt vor allem
von den richtigen politischen Rahmenbe-
dingungen, aber auch von den vielen Eh-
renamtlichen Menschen im Land“, so die
Ministerin. „In Baden-Württemberg enga-
gieren sich 42 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger in Vereinen und Verbänden.
Das ist bundesweit Platz eins.“

Eine Herausforderung der Zukunft ist je-
doch die Tatsache, dass sich die Strukturen
der Familien immer mehr ändern. Auch
durch die immer stärker globalisierte Ar-
beitswelt wird die klassische Großfamilie
immer seltener, ältere Familienangehörige
dadurch auch seltener zu Hause gepflegt.
Die neuen Formen der Familien müssen
deswegen durch Konzepte wie der Tages-
pflege unterstützt werden. „Ein gutes An-
gebot an Pflegeangeboten wird auch ein
Standortvorteil der Zukunft sein“, ergänzte
Herrmann die Ausführungen. „Die CDU im
Land wird auch weiterhin alles dafür tun,
um diese Vorteile weiter auszubauen.“    <<<

MdL Klaus Herrmann begrüßt die Sozialministerin in Lud-

wigsburg.

v.l.n.r.: Dr. Ingo Schwytz, Vorsitzender der Senioren Union KV

Ludwigsburg, Sozialministerin Dr. Monika Stolz MdL, Klaus

Herrmann MdL, Elke Kreiser, Zweitkandidatin, Stadt- und

Regionalrätin, Annemarie Griesinger, Sozialministerin a.D.

DR. MONIKA STOLZ LOBT DIE EHRENAMTLICHEN
Die Sozialministerin des Landes Baden-Württemberg war zu Gast bei der Senioren Union 

Landtagsabgeordneter Klaus Herrmann sieht einen Standortvorteil in guten Pflegeangeboten

v.l.n.r.: Dr. Monika Stolz, Klaus Herrmann, Maik Stefan Braumann Stadtverbandsvorsitzender der CDU Ludwigsburg

Das Podium im Bürgersaal des Forums in Ludwigsburg.
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„Die nachhaltige Mobilität ist ein Zu-
kunftsthema, dem sich auch die in Lud-
wigsburg angesiedelten Fahrzeugprodu-
zenten und Zulieferer nicht verweigern
werden“, stellten Klaus Herrmann MdL
und Steffen Bilger MdB nach dem Treffen
gemeinsam fest. Auf Einladung der beiden
Politiker diskutierte der Passauer CSU-Ab-
geordnete, Staatssekretär Dr. Andreas
Scheuer, Ende Januar mit verschiedenen

Vertretern der Stadt Ludwigsburg als auch
Mitgliedern des regionalen Netzwerks
Elektromobilität über die Modellregion
Ludwigsburg und das Thema ‚Nachhaltige
Mobilität’. Das Ludwigsburger Netzwerk
Elektromobilität besteht aus Vertretern
von Firmen der Automobil- und Mobili-
tätsbranche, wie beispielsweise Herbert
Ampferer von der Dr.-Ing. h.c. F. Porsche
AG, als auch aus unterschiedlichen Ver-

bänden. So war mit Franz Loogen auch der
Geschäftsführer der Landesagentur für
Elektromobilität und Brennstoffzellen-
technologie in Baden-Württemberg mit
dabei.

Einig waren sich die Anwesenden darüber,
dass es in Zukunft mehr elektrisch betrie-
ben Fahrzeuge auf unseren Straßen geben
wird. Auf die immer wieder aufkommen-
den Rufe nach einer finanziellen Förde-
rung der Elektromobilität durch den Staat
erwiderte Andreas Scheuer aber gelassen:
„Die heimische Branche muss zuerst seri-
enreife Produkte auf den Markt bringen.
Ich sehe es nicht ein, mit deutschen Steu-
ermitteln den Verkauf von in Asien produ-
zierten Elektroautos zu fördern.“             <<<

v.l.n.r.: OBM Werner Spec,  Stadt- und Kreisrat Klaus Herr-

mann MdL, Steffen Bilger MdB, Dr. Andreas Scheuer MdB,

Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium und Maik

Stefan Braumann, Vorsitzender der CDU-Ludwigsburg

ZUKUNFTSTHEMA ‚NACHHALTIGE 
MOBILITÄT’ IN LUDWIGSBURG
Der Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium, 
Dr. Andreas Scheuer MdB, diskutiert mit Politik und Wirtschaft
über die Modellregion Ludwigsburg

MDL KLAUS HERRMANN MIT NEUER HOMEPAGE ONLINE
Der Ludwigsburger Landtagsabgeordnete
Klaus Herrmann ist zum Start des neuen
Jahres mit einer neuen Homepage online.
Unter der bereits bekannten Webadresse
www.klausherrmann.de findet sich nun
eine komplett neu gestaltete Seite mit al-
len Informationen rund um den Abgeord-
neten und seine Arbeit im Landtag von Ba-
den-Württemberg.

Zudem ist Klaus Herrmann seit einigen
Wochen auch im sozialen Netzwerk „Face-
book“ mit einer eigenen Fanseite zu fin-
den. Dort will Klaus Herrmann vor allem
jüngeren Bürgerinnen und Bürgern Infor-
mationen zur Landtagsarbeit zur Verfü-
gung stellen. Zudem bietet sich dort auch
eine einfachere und unverbindliche Gele-
genheit zum Dialog.                                      <<<
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„Der enge Kontakt zu den Städten und Ge-
meinden im Wahlkreis ist mir wichtig“, sagt
Klaus Herrmann zu Beginn des Gesprächs
mit Oberbürgermeister Werner Spec im

Ludwigsburger Rathaus, „deshalb werde
ich in meinem Wahlkampf Gespräche mit
allen Bürgermeistern der Städte und Ge-
meinden in meinem Wahlkreis führen.“ 

Obwohl Klaus Hermann die Themen der
Stadt Ludwigsburg durch seine Mitglied-
schaft im Gemeinderat bestens vertraut
sind, fand das erste dieser Gespräche in
Ludwigsburg statt, der größten Kommune
im Wahlkreis. Neben Klaus Herrmann nah-
men auch der Stadtverbandsvorsitzende
Maik Stefan Braumann und die Zweitkan-
didatin von Klaus Herrmann, Regionalrätin
Elke Kreiser, teil. Im Gespräch wurden ge-
zielt Themen an der Schnittstelle zwischen
Stadt und Land besprochen, die in der
nächsten Legislaturperiode für die Stadt
Ludwigsburg von Bedeutung sind.

Zunächst sprach Werner Spec den in den
nächsten Jahren absehbaren steigenden
Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen für
unter Dreijährige an: „Ein zügiger bedarfs-
gerechter Ausbau dieser Kleinkindbetreu-
ungsplätze ohne zusätzliche Landesmittel
überfordert Städte wie Ludwigsburg finan-
ziell.“ Auch Klaus Herrmann sieht die Pro-
blematik, als Mitglied des Finanzausschuss
im Landtag ist ihm allerdings auch die an-
gespannte Situation des Landeshaushalts
bekannt. Er werde sich in dieser Frage im
Landtag für eine faire Lösung zwischen
Land und den Städten und Gemeinden ein-
setzen, so Herrmann. 

Eine für den Wirtschaftsstandort Ludwigs-
burg bedeutende Initiative der nächsten

Jahrzehnte ist die Gemeinschaftsinitiative
Modellregion Elektromobilität Region
Stuttgart. Unter dem Dach des Verbands
Region Stuttgart trägt diese Initiative dazu
bei, Elektromobilität im öffentlichen Raum
sichtbar zu machen, verschiedene Pfade
hin zur Elektromobilität zu erproben und
letztlich die Markteinführung von Elektro-
fahrzeugen in der Breite zu beschleunigen. 

„In diesem Feld möchte sich die Stadt Lud-
wigsburg auch im Zusammenhang mit ei-
nem übergeordneten Gesamtenergiekon-
zept der Stadt in den nächsten Jahren sehr
stark engagieren“, sagt Werner Spec. Auch
Klaus Hermann unterstützt diese Initiative
mit Nachdruck. Das Land stellt im Rahmen
des Nachtragshaushalts hierfür Mittel zu
Verfügung. 

Einigkeit besteht auch in der Frage, dass
die besten Lösungen in diesem Bereich ge-
meinsam mit den Ludwigsburger Firmen
und der Bürgerschaft erarbeitet werden
müssen. „In Ludwigsburg werden die Bür-
gerinnen und Bürger in zentralen Zu-
kunftsfragen von Anfang an einbezogen.
Dies gilt auch für die Frage des besten
Wegs zu einer nachhaltigen Energieversor-
gung“, sagt Werner Spec. „Die Zukunfts-
konferenz Energie im vergangenen Jahr ist
ein gutes Beispiel für eine Bürgerbeteili-
gung, die funktioniert und uns sehr wich-
tig ist.“ Insgesamt funktioniere die Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt Ludwigs-
burg und dem Land sehr gut. Klaus Herr-
mann vertrete den Wahlkreis hervorra-
gend.                                                                 <<<

v.l.n.r. Stadtverbandsvorsitzender Maik Stefan Braumann,

Oberbürgermeister Werner Spec, Landtagsabgeordneter

Klaus Herrman, Regionalrätin und Zweitkandidatin Elke

Kreiser

AUCH BEIM ENERGIEKONZEPT SETZT LUDWIGSBURG 
AUF DIE BETEILIGUNG DER BÜRGERSCHAFT 
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Wollen die Grünen 
einen anderen Staat?

Es sagten im Landtag …
… der Grüne Hans-Ulrich Sckerl am
07.10.2010 bei der Debatte über mehr
Volksentscheide zur repräsentativen De-
mokratie: „Dieses Demokratiemodell hat
sich restlos verbraucht“ 

… der Grüne Werner Wölfle am
02.02.2011 bei der Debatte um Stuttgart
21 auf den Hinweis, das Projekt sei mehr-
fach in allen Parlamenten beschlossen
worden: “Mehrheit ist nicht Wahrheit“

www.die-dagegen-partei.de

Die Partei „Die Grünen“ haben sich, wie
alle Parteien, für die Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg am 27. März 2011 ein
Wahlprogramm gegeben. Darin schreiben
die Grünen, dass sie „neue Ideen für die
Zukunft unseres Landes nach Kräften för-
dern und umsetzen“ wollen. Doch leider
sieht die Wirklichkeit ganz anders aus.

Ein Blick auf die Landkarte zeigt uns näm-
lich, dass die Grünen tatsächlich in Baden-
Württemberg und ganz Deutschland eine
Vielzahl wichtiger Infrastruktur-Vorhaben
blockieren oder behindern: 

•    Die Grünen sind in Reutlingen gegen
den Bau des so genannten Scheibengip-
feltunnels. Der Tunnel ist Teil einer
Straße, die die vielbefahrene Innen-
stadt von Reutlingen entlasten soll. 

•    Im Landtag von Baden-Württemberg
haben sie als einzige Partei gegen einen
besseren Lärmschutz beim Ausbau der
Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und
Basel gestimmt. 

•    Die Grünen sind gegen den Bau des
Pumpspeicherwerkes Atdorf im
Schwarzwald. Die Anlage könnte über-
schüssigen Strom aus Wind- und Solar-
kraft speichern, Stromnetze entlasten
und CO2 einsparen. 

•    In Heddesheim bei Mannheim ist die
Partei gegen die Ansiedlung eines Logi-
stikunternehmens. Mit dem Projekt
könnten bis zu 1.000 neue Arbeitsplät-
ze entstehen. Bei einer Bürgerbefra-
gung hatte sich eine Mehrheit für die
Ansiedlung ausgesprochen. 

•    In Filderstadt sind die Grünen gegen

eine Umgehungsstraße um Sielmingen.
Die Straße würde eine deutliche Entla-
stung der ortsansässigen Bevölkerung
bedeuten. 

Aber auch außerhalb von Baden-Württem-
berg sind die Grünen gegen zahlreiche In-
frastrukturprojekte. 

•    In Thüringen sind sie gegen die geplan-
te „Südwestkuppelleitung“. Dabei han-
delt es sich um eine neue 250 Kilometer
lange Starkstrom-Leitung, mit denen
Strom aus Windparks in Ostdeutsch-
land Richtung Süden transportiert wer-
den soll. 

•    Die Grünen sind auch gegen die 380-Ki-
lovolt-Hochspannungsüberlandleitung
von Bertikow nach Neuenhagen. Sie
soll Berlin mit Strom aus den branden-

burgischen Biomasse- und Windkraft-
werken versorgen und die Infrastruktur
für die Energieregion Uckermark-Bar-
nim stärken. 

•    Die Grünen sind gegen den Bau der
Schnellbahnstrecke zwischen Hanno-
ver, Hamburg und Bremen. Am
01.07.2004 hatte Rot-Grün im Bundes-
tag den Bau selbst beschlossen. Die ur-
sprünglich alleine für eine schnellere
Fahrt der ICE-Züge gedachte Strecke
wird nun auch als wichtige Entlastung
für den wachsenden Güterverkehr ge-
sehen. 

•    Die Grünen sind in Wittmund gegen
das Ersetzen alter Windkraftanlagen
zur Stromerzeugung durch neue Anla-
gen, obwohl dadurch eine deutlich effi-
zientere Nutzung der Standorte er-
reicht, die Lärmbelastung vermindert
und die Zahl der Anlagen sichtbar redu-
ziert werden kann.

Reiner v. Bronewski

DIE „DAGEGEN PARTEI“
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Zu welcher Generation gehören Sie? 
Zu der, die ihren Kindern beigebracht hat, 
–   Forderungen nur an andere zu stellen?
–   Niemals etwas von sich selbst zu for-

dern?
–   Die Schuld nur bei Dritten zu suchen
–   Nur die Hand aufzuhalten?

Oder gehören Sie zu der Generation
–   die dies von ihren Eltern gelernt hat?

Können wir es uns wirklich leisten, diese
Null-Bock-Haltung einzunehmen?

Entscheidet der Wähler 
die Wahl?

Das sollte man meinen, doch dem ist nicht
unbedingt so. Warum? 
–   Weil nicht alle Wähler eine feste Mei-

nung haben,
–   weil sie sich von Augenblicksstimmun-

gen beeinflussen lassen,
–   weil sie von den Medien manipuliert

werden,
–   weil sie sich über schlechte Politik und

schlechte Politiker ärgern und
–   weil ihr Ego nicht gestreichelt wird!

Zur Wahl sind alle Wahlberechtigten ge-
fragt. Das Nicht-Wählen ist keine Alterna-
tive. Jede einzelne Stimme wird für die
CDU gebraucht! Jeder Wähler hat nur eine
Stimme, die er seinem Kandidaten geben
muss. Eine Zweitstimme für die CDU als
Partei gibt es bei dieser Wahl nicht!

Was bedeutet das für den Wähler? Er muss
sich entscheiden – für seinen Kandidaten!

Der Frust der Wähler

Leider gibt es zu viele Momente, die den
Frust der Wähler nähren, und die sowohl
die Koalition wie sämtliche Parteien des
Bundestages zu vertreten haben. Es ist
müßig, all die Fehler der Vergangenheit
hier aufzuzählen. Sie sind frustriert, weil 
–   die da in Berlin über den Wolken leben,
–   die da eine bescheidene Politik ma-

chen,
–   die da an ihrem Stammtisch, in ihren

Vereinen, ihre Nachbarn, ihre Verwand-
ten der Meinung sind: denen muss man
einen Denkzettel geben.

Die meisten Politiker aller Couleur verstei-
fen sich jetzt auf Durchhalteparolen. Was
soll das? Eben diese Politiker haben den
Vertrauensschwund verursacht. Den Wirt-
schaftsaufschwung als strahlende Zu-
kunftsvision zu verkaufen, ist eine Medail-
le mit zwei Seiten: Denn dieser Auf-
schwung ist nur in den wenigsten Taschen
der Wähler angekommen. 

Was müssen 
die Menschen wissen?

Warum müssen wir in Baden-Württemberg
die Landtagswahl am 27. März 2011 gewin-
nen? Damit in Zukunft nicht politische
Traumtänzer unsere Gesetze machen, uns
nicht noch mehr in die Taschen greifen, als
es jetzt schon der Fall ist. Die Stimmen-
mehrheit im Bundesrat haben wir bereits
verloren. Gingen noch mehr Bundesländer
verloren, wäre es ein politisches Desaster.
Kein Gesetz könnte von der schwarz-gel-

ben Koalition mehr durchgebracht werden,
falls der Bundesrat zustimmen müsste. 

Wir leben in Baden-Württemberg noch
recht gut – und das sollte sich nicht än-
dern. Am deutlichsten erkennt man das
daran, dass Baden-Württemberg zusam-
men mit zwei anderen Bundesländern die
bedeutendsten Geberländer in der Bun-
desrepublik sind. Die meisten anderen
Länder saugen uns nur das Mark aus den
Knochen, um ihre politischen Finanz-Eska-
paden leben, um sozialistische Experimen-
te finanzieren zu können. Sie holen es sich
von denen, die den Karren am Laufen hal-
ten. Dafür habe ich nicht das geringste
Verständnis. 

Die beschworene Solidargemeinschaft ist
nichts weiter als ein geflicktes Deckmäntel-
chen. Ich kann es nicht als sozial gerecht
und gerechtfertigt ansehen, wenn wenige
die Pläne der Politiker bezahlen, die sie für
ihr Prestige glauben zu benötigen. Ohne
diese „milden Gaben“ wären die anderen
Länder zahlungsunfähig, schlichtweg pleite!

Was handeln wir uns ein – 
im Falle einer Koalition?

Mit der FDP – In der letzten Zeit hat der
Begriff ‚liberal’ eine Ausdeutung erfahren,
die in eine Forderungsgesellschaft mün-
det. Das ist falsch verstandener Liberalis-
mus. Freiheit ist auch Verpflichtung zur ei-
genen Leistung und nicht nur zu Forderun-
gen an die Gesellschaft. Da eine Koalition
wohl unumgänglich ist, dürfte dies die ein-
zig mögliche sein.

Mit Bündnis 90/Die Grünen – Wie der
Name schon sagt, sie leben in der Vergan-

Hilmar K. Klages, Stv. Vorsitzender der Senioren Union

Kreisverband Ludwigsburg

NULL-BOCK ZUM WÄHLEN-GEHEN?
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genheit und sind in der Gegenwart gegen
die Zukunft!

Mit der SPD – Im Bund hat diese Koalition
nur mühsam geklappt, keine Traumhoch-
zeit, und die Folgen im Bundesrat?

Mit den Linken – Wenn eine Führungsper-
son in einer Versammlung einer kommuni-
stisch geprägten Partei aussagt, dass die
Linke auf dem Weg zum Kommunismus ist,
so ist das historisch durchaus richtig.
Selbst ihre verzweifelten, gewundenen Be-
richtigungsversuche sagen nichts anderes
aus. Mögen sich die Linken auf ihrem
Wege müde wandern!

Mein Appell 
an die Nicht-Wähler

Die Senioren waren bisher für ca. 50 Pro-
zent der abgegebenen CDU-Stimmen gut.
Und Sie als Senior wollen nicht wählen ge-
hen? „Wir Senioren müssen endlich erken-
nen, welche Macht wir eigentlich darstel-
len. Wir müssen wach werden, um nicht
immer überfahren zu werden“, so der Bun-
desvorsitzende der Senioren Union der
CDU, Prof. Otto Wulff, bei seiner letzten
Rede in Ludwigsburg. 

Deshalb: Gehen Sie wählen! Wählen Sie!
Wenn Sie gesundheitlich verhindert sind,
wenn Sie am Wahltag verreist sind, dann
nutzen Sie die Briefwahl. 

Und allen anderen Nicht-Wählern sage ich:
Die Summe der Nicht-Wähler hat uns eine
miserable Wahlbeteiligung beschert,
durch die Summe der Nicht-Wähler kann
eine Wahl verloren werden! Ist das der Po-
litikverdruss wert? Wem nützen Sie damit?

Alle die braven Mitbürger werden von dem
linken Umverteilungswahn betroffen sein.
In diesem Sinne sind Sie schneller ein Rei-
cher, als Ihnen lieb ist. Sie haben es nicht
verdient, von diesen sozialistischen Be-
glückungen umverteilt zu werden. Die bis-
herigen Oppositionsparteien wittern bei
der kommenden Landtagswahl Morgen-
luft. Bisher haben wir nur leere Phrasen
und haltlose Angriffe gehört. Sie dis-
avouieren den neuen Ministerpräsidenten
als eine Art Nippesfigur und hoffen, so die
Mehrheit zu gewinnen.

Das darf der CDU nicht passieren. Egal,
wie Ihnen zumute ist, gehen Sie zur Wahl.
Wählen Sie die CDU. Sie wählen nicht ei-
nen Ihnen vielleicht missliebigen Politiker,
Sie wählen die CDU für Baden-Württem-
berg und Deutschland. Ihre Entscheidung
bestimmt den Ausgang der Wahl. Ihre
Stimme wirkt sich darauf aus, ob die CDU
weiter in Baden-Württemberg regieren
kann – auch Sie wären davon betroffen. 

Hilmar K. Klages

KINDER GEHÖREN IN DIE MITTE 
DER GESELLSCHAFT, 
KINDER SIND UNSERE ZUKUNFT.
Die Vorstandsmitglieder der CDU Senioren Union, Stadtverband Ludwigsburg und
Umgebung, haben sich einstimmig von der Aussage der nordrhein-westfälischen Se-
nioren Union gegen Kitas und Kinderspielplätze in Wohngebieten distanziert. 

Der Vorsitzende Karl Wisskirchen: „Kinder sind die Zukunft unserer Gesellschaft und
gehören daher auch in die Mitte unseres Lebens. Dies gilt insbesondere vor dem Hin-
tergrund des dramatischen Geburtenrückgangs in den vergangenen Jahrzehnten.“ Die
Ludwigsburger Senioren Union befürworte daher Kitas und Spielplätze in Wohngebie-
ten. Sie setze sich für ein Miteinanderleben der Generationen ein. Eventuelle Konflikte
müssten durch Regeln bzw. Vereinbarungen gelöst werden. Die Ausgrenzung von Kin-
dern sei jedenfalls keine Lösung.
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LANDTAGSWAHL

Mit einer kämpferischen und engagierten
Rede überzeugte unser Landesvorsitzen-
der und Ministerpräsident Stefan Mappus
MdL auch zahlreiche Ludwigsburger Dele-
gierte. Dafür wurde er mit minutenlangem
Beifall belohnt. Das Regierungsprogramm
wurde mit überwältigender Mehrheit als

richtungsweisendes Konzept für Baden-
Württemberg unter dem Titel „Chancen
ergreifen. Wohlstand sichern.“ verabschie-
det. Ein weiterer Höhepunkt des Parteita-
ges war die Rede von Bundeskanzlerin An-
gela Merkel, die Baden-Württemberg als
„Modell deutscher Möglichkeiten“ lobte.

Sie geißelte die ‚Dagegen-Politik’ der Grü-
nen, die Baden-Württemberg und ganz
Deutschland schadeten.

Mehr vom Landesparteitag unter
www.cdu-bw.de

Ingeborg Choeb

Ministerpräsident Stefan Mappus beis seiner mitreißen-

den Rede beim Landesparteitag.

Die Ludwigsburger Delegation.

„UNSER LAND IST ZU SCHADE FÜR BLOCKADE“ 
Ludwigsburger Delegierte beim Landesparteitag der CDU Baden-Württemberg in Donaueschingen 

DAMIT UNSER LAND VORNE BLEIBT
10 GUTE GRÜNDE CDU ZU WÄHLEN
1.   Nirgendwo in Deutschland brummt die

Wirtschaft so wie bei uns. Die CDU
sorgt dafü�r, dass die Arbeitsplätze der
Zukunft bei uns entstehen. Wir wollen
Arbeit fü�r alle. Die Jugendarbeitslosig-
keit im Land ist die niedrigste in
Europa.

2.  Immer einen Fortschritt voraus: Die
meisten Patente, die innovativste Tech-
nik und die besten Hochschulen. Vier
von neun deutschen Exzellenz-Unis lie-
gen im Land.

3.  Die Kleinen sind fü�r die CDU die Größ-
ten: Unser Land ist Spitze beim Ausbau
der Kinderbetreuung. Wir unterstü�tzen
Eltern, die ihre Kinder zu Hause erzie-
hen, genauso wie die Betreuung in Krip-
pen und bei Tagesmü�ttern.

4.  „Aufstieg durch Bildung“ - fü�r jeden:
Kleinere Klassen, 1.800 zusätzliche Leh-
rerstellen allein in diesem Jahr und 100

neue Klassen an den Beruflichen Gym-
nasien. Nicht fü�r alle das Gleiche, son-
dern fü�r jeden das Richtige. Wir erhal-
ten Realschulen und Gymnasien. Die
rot-grü�ne Einheitsschule lehnen wir ab.

5.  Wachstum braucht Wege: Wir haben
zusätzlich 55 Millionen Euro fü�r den Er-
halt unserer Landesstraßen vorgesehen
und stehen zum bü�rgerfreundlichen
Ausbau der Rheintalstrecke. Bei Stutt-
gart 21 gilt: Wir setzen den Schlichter-
spruch ohne Wenn und Aber um.

6.  Wir kü�mmern uns um Stadt und Land:
Wir sorgen fü�r ärztliche Versorgung in
der Fläche, schnelles Internet im ländli-
chen Raum und faire Unterstü�tzung fü�r
unsere Landwirte.

7.  Zukunft braucht Sicherheit: Wir sind
ein Land, in dem Recht und Ordnung et-
was gelten! Nirgendwo in Deutschland
lebt man sicherer als bei uns. Deshalb

kü�mmern wir uns um moderne Polizei-
ausrü�stung. Wir sagen: Null Tolerenz
fu�r Kriminalität und Gewalt.

8.  Fü�r das Miteinander der Generationen
und den Zusammenhalt im Land: Wir
wollen die Älteren in der Mitte der Ge-
sellschaft halten und ihren Erfahrungs-
reichtum nutzen. Wir unterstü�tzen das
ehrenamtliche Engagement in Vereinen
und Verbänden.

9.  Solide Sparen und dennoch klug inve-
stieren. Ab 2014 werden wir ohne Kre-
dite auskommen. Unser Wort gilt: Bei
Bildung, Forschung und Infrastruktur
gibt es keine Abstriche. Gegen den un-
gerechten Länderfinanzausgleich wer-
den wir notfalls klagen, denn ohne die-
se Belastungen wäre unser Land heute
schuldenfrei.

10. Stefan Mappus, unser Ministerpräsi-
dent. Er ist der Garant dafü�r, dass Ba-
den-Wü�rttemberg auf Erfolgskurs
bleibt.

www.cdu-bw.de
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Der Plakatiertrupp bei der Arbeit (v.l.): Lothar Willner,

Roland Schmierer, Peter (Pit) Schmidt und Karl-Heinz

Kreiser.

STADTVERBAND AKTUELL

Am Samstag zur besten Einkaufszeit nutz-
ten viele Bürger erneut die Möglichkeit,
sich über das Infrastrukturprojekt Stuttgart
21 zu informieren. Rede und Antwort stan-
den Landtagsabgeordneter Klaus Herr-

mann, seine Zweitkandidatin Elke Kreiser
und zahlreiche Vorstandsmitglieder des
Stadtverbands. Nach wie vor ist der Infor-
mationsbedarf der Bevölkerung groß. 

Die CDU scheute auch keine kontrovers –
manchmal leider auch lautstark und un-
sachlich – geführten Diskussionen mit
Gegnern des Projekts. Erfreulicherweise
kommt reger Zuspruch aus der Bevölke-
rung und von den Befürwortern, die sich
meist von Demonstrationen und Kundge-
bungen fern halten. „Ich finde es gut, dass
die CDU Flagge zeigt und dieses Informati-
onsangebot macht…“ – „Ich bin auf jeden
Fall für das Projekt“ – solches hörten die
Vorstandsmitglieder von den zahlreichen
Besuchern, die sich mit dem umfangrei-
chen Prospektmaterial eindeckten. Ein
Renner waren ebenfalls die verschiedenen
Buttons, die gerne mitgenommen und an-
gesteckt wurden.                   Ingeborg Choeb

Ingeborg Dillenburger und Hartmut Klett – zwei der

zahlreichen Ludwigsburger Jubilare.

Die Jubilare im Kreise des CDU-Vorstands.

INFOSTAND ZU STUTTGART 21
Klaus Herrmann am Stadtverbands-Infostand in der Fußgängerzone

JUBILARE 
Beim Neujahrsempfang der CDU – Kreis-
verband Ludwigsburg im Januar in Mark-
gröningen konnten auch zahlreiche Mit-
glieder des Stadtverbands Ludwigsburg
für ihre langjährige Mitgliedschaft in der
CDU geehrt werden. Alle Jubilare, die
nicht in Markgröningen dabei sein konn-
ten, können bei der diesjährigen Haupt-
versammlung der CDU Ludwigsburg ihre
Ehrennadel in Empfang nehmen.                   
                                                    Ingeborg Choeb
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Das Schloß inmitten des Blüba.

Der Direktor des Blühenden Barocks

Volker Kugel.

Traumhafte Farbenpracht, intensive Blü-
tendüfte und die Faszination einer leben-
dig gewordenen Märchenwelt – mit dieser
weltweit einzigartigen Kombination begei-
stert das Blühende Barock seine Besucher
über alle Generationen hinweg nun schon
seit mehr als 55 Jahren.

Wie keine andere Attraktion erobern das

Blühende Barock und der Märchengarten
die Herzen und schenken unvergessliche
Erinnerungen fürs ganze Leben. Wer die-
sen besonderen Zauber als Kind erlebt hat,
kehrt immer wieder in Deutschlands
schönste und größte Gartenschau zurück.
Kein Wunder, denn hier gibt es viel zu erle-
ben. Im weltberühmten Märchengarten la-
den über 40 liebevoll gestaltete Szenen zu

Abenteuern mit dem Frosch-
könig, Dornröschen, Rapunzel
und anderen Figuren ein. Klei-
ne, aber auch große Besucher
haben viel Spaß, denn der di-
rekte Kontakt regt Fantasie
und Kreativität viel besser an
als Computerspiele oder virtu-
elle Welten.

Bei den barocken Gartenta-
gen präsentieren über 100
Aussteller aus der Region
Pflanzen, Zubehör und schö-
ne Accessoires für Balkon,
Terrasse und Garten. Strah-
lende Sterne, Fontänen und
andere faszinierende Lichtef-
fekte lassen in perfekter Kom-
bination mit klassischen Me-
lodien beim traditionellen
Musikfeuerwerk den Nacht-
himmel ebenso leuchten wie
die Augen der Besucher. Fest-
lichen Glanz verbreitet auch
der romantische Lichterzau-
ber mit märchenhafter Illumi-

nation und buntem Lampionumzug zur
Emichsburg.

Die besten Musiker aus aller Welt sorgen
beim internationalen Straßenmusikfestival
überall in den königlichen Gärten für be-
schwingte Stunden und fröhliche Stim-
mung. Die Retro Classics meets Barock be-
geistern mit über 200 Oldtimern nicht nur
Autofans und Nostalgiker  im herrlichen
Blütenmeer des Südgartens. 

Bei der größten Kürbisausstellung der
Welt erobern die Dinosaurier das Blühen-
de Barock! Ihre Schritte brachten die Erde
zum Beben, und ihr Anblick muss respekt-
einflößend gewesen sein. Nun sind sie zu-
rück: Der gefährliche Tyrannosaurus Rex,
der riesige Diplodocus mit seinem langen
Hals und der dreihörnige Triceratops wer-
den mit anderen gigantischen Kürbis-Ech-
sen den Schlosspark in eine urzeitliche
Szenerie verwandeln. Das wird ein unver-
gessliches Abenteuer – als wäre man viele
Millionen Jahre in der Erdgeschichte zu-
rückgereist in eine Zeit, in der noch keine
Menschen auf unserem Planeten lebten.
Rund 150 Tonnen Kürbisse bilden die be-
eindruckende Kulisse für die kreativ ge-
stalteten Riesenechsen, über die ein
Schweizer Dinosaurier-Museum alles Wis-
senswerte vermittelt.

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!
26.02. - 17.03.2011 Dauerkartenvorverkauf 
18.03.2011 Saisoneröffnung    www.blueba.de

DAS BLÜHENDE BAROCK ERWACHT UND LÄUTET 
DEN LUDWIGSBURGER FRÜHLING EIN
Direktor Volker Kugel lädt zum Saisonauftakt ins Blüba
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Stellvertretender Kreisvorsitzender des EAK

Ludwigsburg, Roland Schmierer.

Haben Sie sich schon einmal gefragt, war-
um wir an Ostern oft gar nicht so richtig
fröhlich sein können? Liegt es vielleicht dar-
an, dass es „nur“ Ostereier gibt? Diese hart
gekochten Ungetüme bleiben uns, und
nicht erst in diesen mehr oder hoffentlich
inzwischen weniger (?) dioxin-haltigen Zei-
ten, eh im Hals stecken, oder, falls wir uns
wirklich dazu überwinden können, sie zu es-
sen, im Magen liegen. Schwer verdauliche
Kost eben. Auf jeden Fall aber sind wir so-
wieso schon lange übersättigt von solcher
Nahrung. Und was nützen da die schönen
bunten Farben, mit denen sie uns weiterhin
– genauso wie eh und je – angepriesen wer-
den?

Vielleicht ist aber auch die ganze Botschaft,
die Ostern zu vermitteln versucht, für uns
heutige Menschen zu schwer – zu unver-
daulich – zu kalorienreich halt, ist die Rede
von der Auferstehung Jesu und dem leeren
Grab zu weltfremd – zu weit hergeholt – zu
wenig glaubwürdig für viele von uns? Wir
hätten es doch heute auch da etwas mehr
„light“, leichter eben in jeder Hinsicht, nicht
nur, was unsere körperliche, sondern auch
unsere geistige Nahrung anbelangt: ein luf-
tig-leichtes Frühlingsfest nach den langen
Zeiten der Kältestarre… das wäre doch
schon mehr als genug! 

Aber schauen wir uns die Symbolik der
Ostereier doch noch einmal genauer an:
was können wir schon dazutun, dass aus ei-
nem Agrarprodukt wirkliches Leben ent-
steht? Nichts, außer es wachsen und gedei-
hen zu lassen. Wäre diese einfache, fast er-
schreckend banale Erkenntnis ein Hinweis,

was Ostern wirklich für uns bedeuten könn-
te? Lassen wir es zu, dass Leben überhaupt
weiter bestehen, dass neues Leben entste-
hen, weiterhin sich entwickeln und sich ent-
falten kann, schon in unserem eigenen Le-
ben, dann im Leben unserer Mitmenschen,
dann in der Gesellschaft und in der Welt –
oder bauen wir darauf gar nicht mehr, kon-
sumieren wir nur noch, ohne eine Lebens-
perspektive zu haben, die weiterreicht, gar
über unser persönliches Leben hinaus? 

Ostereier geben vielmehr einen leicht ein-
gängigen, fast zärtlich anmutenden Hin-
weis darauf, dass Gott wirklich ein Gott des
Lebens ist, ja geblieben ist, weiterhin, trotz
uns, trotz allem, was wir dem Leben antun
oder vorenthalten! Wäre das nicht gerade
für politisch denkende und politisch aktive
Menschen wie uns, liebe Parteifreundinnen
und Parteifreunde, eine neue Blickrichtung,
unter der wir unser ganzes Engagement
(wieder) sehen könnten? So gesehen könn-
ten nämlich auch wir sagen, trotz allem:
Fröhliche Ostern!

Roland Schmierer

FRÖHLICHE OSTERN! 
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Hinten v.l.n.r.: Stadtrat Frank Rebholz, Stadtteilaus-

schussmitglied Roland Schmierer, Fraktionsvorsitzender

der Ludwigsburger CDU Gemeinderatsfraktion Klaus 

Herrmann MdL und CDU Stadtverbandsvorsitzender

Maik Stefan Braumann

„Im Stadtteil Neckarweihingen findet  sich
ein funktionierendes Gemeinwesen mit
großem gesellschaftlichem Zusammen-
halt“, stellt der Ludwigsburger Landtagsab-
geordnete Klaus Herrmann beim traditio-
nellen Stadtteilgespräch der CDU fest,
„dies ist gerade in Neckarweihingen auf die

vielen ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen
und Bürger in den Vereinen zurückzufüh-
ren.“ Wie wichtig ein lebendiges Vereinswe-
sen etwa im Sport ist, hat auch die Landes-
regierung erkannt. „Unsere Sportvereine
brauchen auch in schwierigen Zeiten Pla-
nungssicherheit bei der finanziellen Förde-
rung“, sagt Klaus Herrmann, „ich freue mich
deshalb, dass die Landesregierung am 11. Ja-
nuar mit den Landessportverbänden die
Fortführung des Solidarpakts Sport bis zum
Jahr 2016 beschlossen hat.“ 

In der kommenden Förderperiode wird das
bisherige Fördervolumen von jährlich 65
Millionen Euro um insgesamt 20 Millionen
Euro aufgestockt, was den Vereinen für die
Qualifizierung von ehrenamtlichen
Übungsleitern, für den Erhalt von Sport-
stätten oder Kooperationen mit den Schu-
len zur Verfügung gestellt wird. Dies sei ein
wichtiges Signal an die vielen Ehrenamtli-
chen auch in Neckarweihingen, so Klaus
Herrmann.

Neckarterrassen und Veränderungen in
der Ortsmitte sind zentrale Bürgeranliegen

Der Neckarweihinger Stadtrat Frank Reb-
holz zeigte den Bürgerinnen und Bürgern in
seinem Einführungsvortrag die kommen-
den Veränderungen im Stadtteil auf: „Der
Altersdurchschnitt in Neckarweihingen ist
mit 45,2 Jahren der Höchste in allen Lud-
wigsburger Stadtteilen, in der Gesamtstadt
beträgt er 42,0 Jahre. Das vom Gemeinde-

rat beschlossene Neubaugebiet Neckarter-
rassen wird den für Neckarweihingen so
wichtigen Zuzug junger Familien ermögli-
chen und den Altersdurschnitt senken.“
Stadträtin Rosina Kopf ergänzt, dass in die-
sem Zusammenhang auch die in Neckar-
weihingen bislang schwierige Betreuungs-
situation von unter Dreijährigen mit der
Einrichtung einer neuen Kleinkindgruppe
entscheidend verbessert werde. 

Mit den Maßnahmen zur optimalen Ver-
kehrsanbindung des Neubaugebiets werde
zügig begonnen, der Bau des Nordknotens
beginne im Frühjahr dieses Jahres, so Stadt-
rat Frank Rebholz. Probleme bereitet dage-
gen weiterhin der Südknoten, weil hier ne-
ben einer optimalen Anbindung des Neu-
baugebiets auch eine Entlastung der Haupt-
straße erreicht werden soll. „Die Situation
an der Hauptstraße ist schwierig“, sagt
CDU Stadtverbandsvorsitzender Maik Ste-
fan Braumann, der selbst in Neckarweihin-
gen wohnt, „die Verwaltung arbeitet an ei-
ner nachhaltigen Lösung mit deutlicher
Verkehrsentlastung und Attraktivitätsstei-
gerung der Hauptstraße, mit deren Umset-
zung hoffentlich im Jahr 2012 begonnen
werden kann.“ 

Das sieht auch Kreisrat Dr. Lang so, der
ebenfalls am Gespräch teilnahm. Ein weite-
res Anliegen der Bürgerinnen und Bürger
bleibt die Neugestaltung der Ortsmitte.
Den geäußerten Befürchtungen, dass das
beschlossene neue Feuerwehrgerätehaus
eine grundlegende Neugestaltung der
Ortsmitte verhindere, konnte Stadtteilaus-
schussmitglied Roland Schmierer entkräf-
ten: „Die CDU wird sich weiterhin für eine
attraktive Gesamtkonzeption in der Orts-
mitte von Neckarweihingen einsetzen.“  <<<

NECKARWEIHINGEN WIRD JÜNGER –
MEHR ZUSCHÜSSE FÜR DEN SPORT
Traditionelles Stadtteilgespräch der CDU in Neckarweihingen
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„Das Land Baden-Württemberg hat in den
vergangen Jahren 5.000 neue zusätzliche
Lehrerstellen geschaffen, um unser im na-
tionalen und internationalen Vergleich
schon heute sehr gutes Bildungssystem in
Zukunft weiter zu stärken,“ sagt der Lud-
wigsburger Landtagsabge-
ordnete Klaus Herrmann
beim diesjährigen traditionel-
len Stadtteilgespräch der
CDU Ludwigsburg, „mit die-
sen Lehrerstellen wird neben
anderen Maßnahmen der
Klassenteiler von 31 Schülern
in den Grundschulen und von
33 Schülern in den weiterfüh-
renden Schulen auf 28 ge-
senkt.“ 

Die Grundschule Pflugfelden
habe seit Jahren eine optima-
le durchschnittliche Klassen-
größe von etwa 20 Schülern
pro Klasse. Der CDU Stadt-
verbandsvorsitzende Maik
Stefan Braumann verdeut-
licht, wie sich die Maßnah-
men des Landes und der
Stadt positiv auswirken: „Im
Jahr 2003 haben 12 Prozent
der Ludwigsburger Haupt-
schüler die Schule ohne Ab-
schluss verlassen, im Jahr
2010 waren es nur noch drei
Prozent. Mehr Lehrerstellen,
der Ausbau zu Ganztagsschu-

len und die flächendeckende Einführung
von Schulsozialarbeit haben diesen Erfolg
möglich gemacht.“

„Im Vergleich zu anderen Ludwigsburger
Stadtteilen steht Pflugfelden in vielen Be-

reichen sehr gut da“, sagt der Pflugfelder
Stadtrat Reinhold Noz, „Sorgen bereitet
uns weiterhin das Thema Lärmschutz.“
Reinhold Noz, der eine Bürgerinitiative
zum Lärmschutz an der A81 gegründet hat,
kritisiert den schleppenden Prozess, der zu
den für besseren Lärmschutz notwendigen
Messungen führen soll. 

Das zuständige Regierungspräsidium
Stuttgart verweise hier auf Schwierigkei-
ten im Zusammenhang mit der geplanten

temporären Erweiterung des
Standstreifens um eine wei-
tere Spur. Er werde gemein-
sam mit den Pflugfelder Bür-
gerinnen und Bürgern weiter
für einen besseren Lärm-
schutz kämpfen, so Noz. 

Klaus Hermann sicherte der
Bürgerinitiative auch weiter-
hin seine Unterstützung zu.

Im Gespräch mit den Bürge-
rinnen und Bürgern wurde
die Situation bei den Pflugfel-
der Feldwegen angespro-
chen. Sie seien teilweise in
sehr schlechtem Zustand, die
Zufahrten werden oftmals zu-
geparkt. 

Das CDU-Stadtteilausschuss-
mitglied Ute Werner wird da-
her das Problem der zuge-
parkten Zufahrten zu den
Feldwegen im Stadtteilaus-
schuss thematisieren. 
                                                   <<<

Klaus Herrmann MdL bei der Demo für erweiterten

Lärmschutz an der A 81.

v.l.n.r. JU-Vorsitzender Christian Köhle, CDU Stadtver-

bandsvorsitzender Maik Stefan Braumann, Landtagsab-

geordneter Klaus Herrmann, Stadteilausschussmitglied

Ute Werner und Stadtrat Reinhold Noz.

SEHR GUTE BILDUNG IN PFLUGFELDEN,
MEHR LÄRMSCHUTZ ERNEUT GEFORDERT
Stadtteilgespräch der CDU in Ludwigsburg-Pflugfelden 
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Steffen Bilger MdB im Gespräch mit 

griechischen Geschäftsleuten.

Die Situation in Europa, wie sie sich durch
die Wirtschaftskrise in Griechenland ent-
wickelt hat, ist sicherlich unbefriedigend
und frustrierend. Doch sie birgt Chancen
für all jene, die fest an ein vereintes und
prosperierendes Europa glauben.

Durch die Krise in Griechenland wurden
Stimmen laut, die inzwischen auf fast allen
Ebenen von einem „Europäischen Wirt-
schaftsfonds“, „Europäischen Rating-
Agenturen“, einer „Europäischen Wirt-
schaftsregierung“ und sogar „Europäi-
schen Anleihen“ sprechen und nach sol-
chen rufen. Das alles ist sicherlich erfor-
derlich und notwendig, wenn Europa im
Zeitalter der Globalisierung seine Rolle
neu definieren und sich im globalen Kon-
text neu positionieren möchte.

Warum Griechenland?
Bevor große Staaten der Euro-Zone un-
überwindbare wirtschaftliche Probleme
aufweisen, lernt man innerhalb Europas
von den Fehlern im Umgang mit Griechen-
land. Griechenland ist in der Eurozone eine
„Quantité négligeable“ (eine nicht zu be-
rücksichtigende Menge). Sein Anteil an
der Gesamtwirtschaft der Eurozone ist so
groß wie der des Bundeslandes Hessen.
Das Problem ist die hohe Staatsverschul-
dung, deren Zinsen und Zinsenszinsen jeg-
liches Wachstum hemmen. Deshalb müs-
sen innereuropäische Mechanismen her,
die neben dem Hilfspaket die griechische
Realwirtschaft in Fahrt bringen. Die Bun-
desregierung unter Führung der Union hat
dafür die notwendigen Schritte beschlos-

sen und in einer Vereinbarung Griechen-
land logistische und administrative Hilfe
und Unterstützung angeboten. Bundes-
kanzlerin Merkel hat alle Ministerien ange-
wiesen, Maßnahmen und Programme zu
entwickeln, damit die von der griechischen
Regierung beschlossenen Reformen zügig
realisiert werden. Doch ist die sozialisti-
sche Regierung Griechenlands dazu bereit
und gewillt?

Historischer Rückblick
Nach dem Fall der Diktatur und der Wie-
derherstellung der Demokratie von 1974
bis 1981 waren Griechenlands Haushalte
ausgeglichen. Die konservative Nea De-
mokratia (ND/EVP) übergab 1981 an die
Sozialisten eine Staatsschuld von ca. 2 Mil-
liarden Euro, das waren 26 Prozent des da-
maligen Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die
selbstverursachten Schulden der zweiten
Regierungsperiode der ND von 1990
bis1993 waren 2 Milliarden Euro und die
Schulden der dritten Regierungsperiode
von 2004 bis 2009 waren 7 Milliarden
Euro. 

Die restlichen 289 Milliarden Euro, mit de-
nen die Sozialisten heute zu kämpfen ha-
ben, sind Schulden der sozialistischen PA-
SOK-Regierungen seit 1981. Alleine die
Zinsen, die für diese Schulden von den Re-
gierungen der ND in den Jahren 1990-1993
und 2004-2009 bezahlt worden sind, be-
tragen 91 Milliarden Euro. 

Die Regierung Karamanlis (2004-2009)
hat trotz ihrer breiten Parlamentsmehr-

heit in der ersten Legislaturperiode ver-
säumt, die entscheidenden Reformen und
Umstrukturierungen durchzuführen. Die
2007 geschrumpfte knappe Mehrheit
machte dies noch schwieriger. Der von Ka-
ramanlis angestrebte Konsens mit Oppo-
sitionsführer Giorgos Papandreou gelang
nicht. Die Opposition zeigte sich demago-
gisch, uneinsichtig und unkooperativ. Pa-
pandreou verweigerte die Zusammenar-
beit, bekämpfte vehement jegliche Refor-
men und verhinderte jede größere Investi-
tion im Land. Er betrieb Klientelpolitik und
stellte sich auf die Seite der Gewerk-
schaftsbosse, statt an der Gesundung des
Systems mitzuarbeiten. „Geld ist genug
da“ war seine Losung trotz ausführlicher
Aufklärung über die Situation des Landes
durch Karamanlis selbst und den Gouver-
neur der Zentralbank von Griechenland.
Unter diesem Motto führte er auch seinen
Wahlkampf und das Volk schenkte ihm
sein Vertrauen. 

Doch die Sozialisten waren unvorbereitet
und programmlos. Das Volk traut ihnen
nicht mehr und bei den Kommunalwahlen
im November 2010 – ein Jahr nach ihrem
Sieg – verweigerten ihnen über eine Milli-
on Wähler die Stimme. Nun muss Papan-
dreou und seine PASOK zwischen diesem
hohen Vertrauensverlust an der Basis und
den starken linken und gewerkschaftli-
chen Flügeln der Partei jonglieren.

Antonis Samaras und 
die Opposition der ND
Die ND als Griechenlands stärkste pro-eu-
ropäische Bewegung ist nach der Wahl ih-
res neuen Vorsitzenden, des früheren
Wirtschafts- und Außenministers sowie
Europaabgeordneten Antonis Samaras,

CHANCE IN DER KRISE: EUROPAS 
ENTWICKLUNG NACH GRIECHENLAND
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Anastasios Vassiliadis, Landesvorsitzender 

der Nea Demokratia Baden-Württemberg

sich ihrer großen Verantwortung bewusst.
Sie monierte die Untätigkeit und die Fehl-
entscheidungen der neuen sozialistischen
Regierung und empfahl eine auf Schulden-
abbau, Reformen, Wachstum und Wirt-
schaftsförderung basierende Politik statt
der Perspektivlosigkeit der reinen Kredit-
hilfe. Das wäre eine gute Basis für eine An-
näherung und einen Konsens. Doch dies
machte die sozialistische Regierung durch
die Ankündigung von stets neuen Unter-
suchungsausschüssen, die angebliche
Skandale der Vorgängerregierung der ND
aufdecken sollten, unmöglich.

Antonis Samaras hat den festen Willen die
ND zu reformieren und ihr ein Grundsatz-
programm zu geben. Mit einem Team von
jungen Politikern und Technokraten ist er
bereit, das Land aus dem ausweglosen Tief
und der allgegenwärtigen Depression und
Rezession zu führen. Hierfür braucht er
aber auch die Unterstützung seiner Part-
ner in der EVP. Dabei gilt Deutschland mit
seiner Wirtschaft und dem system-stabili-
sierenden Mittelstand als großes Vorbild.
Wie oben erwähnt hat die unionsgeführte
Bundesregierung ihre Bereitschaft hierfür
demonstriert und in die Tat umgesetzt. Mi-
nisterien, Verbände, Kammern, Gewerk-
schaften und Organisationen der Zivilge-
sellschaft werden von deutscher Seite auf-
gefordert, ihren Beitrag zu leisten und an
der wirtschaftlichen Entwicklung Grie-
chenlands mitzuwirken. 

Auch die griechische Diaspora in Deutsch-
land ist gefordert. Von unternehmerischer
Seite tut dies die Deutsch-Hellenische
Wirtschaftsvereinigung (DHW), die in en-
gem Kontakt zu den entsprechenden Bun-
desministerien, dem BDI und DIHK steht.
Dabei werden Kontakte zur Mittelstands-
vereinigung und dem Wirtschaftsrat der
Union genutzt, um „best practice“-Poten-
ziale zu orten und diese für obige Ziele zu
nutzen. Das „Muster-Ländle“ Baden-Würt-
temberg befindet sich demnach im Zen-
trum der Beobachtung griechischer Politi-
ker und Unternehmer. 

Deutschland und Europa profitieren von
einer Stabilisierung Griechenlands
Ein Ausscheiden Griechenlands aus der
Währungsunion würde den Anfang vom
Ende der heutigen Union bedeuten. Das
wäre eine Entwicklung, die nicht im politi-
schen und wirtschaftlichen Interesse
Deutschlands liegt. Keiner darf vergessen,
dass seit Einführung des Euros Deutsch-
land einen Netto-Gewinn von 900 Milliar-
den Euro erwirtschaftet hat. Man muss
Vernunft walten lassen. Deshalb hat die
Bundesregierung eingelenkt. Deutschland
wird Griechenland bis 2012  22,4 Milliar-
den Euro an Krediten zahlen. 

Doch Griechenland braucht nicht nur Kre-
dite. Es braucht auch Investitionen. Inve-
stitionen nicht nur im Bereich der Indu-
strie, sondern vornehmlich im Bereich von

kleinen und mittleren Unternehmen. Grie-
chenland braucht einen soliden, produkti-
ven und exportorientierten Mittelstand.
Das menschliche Potenzial dazu hat es.
Ihm fehlen lediglich die Mittel und die
richtigen Rahmenbedingungen, damit es
aus eigener Kraft rasch in die Topliga der
europäischen Wirtschaft zurückkehrt. 

Eines sollte man auf keinen Fall vergessen.
Wie sagte Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble in einem Interview zum Hambur-
ger Abendblatt: „Wir haben mehr Verant-
wortung für den Euro als andere, weil wir
das größte, stärkste und erfolgreichste
Land sind. Wir dürfen keine Schwächung
der gemeinsamen Währung zulassen.
Staaten wie Griechenland zu helfen liegt in
unserem eigenen Interesse. Man muss sich
nur mal den deutschen Außenhandel an-
schauen: Zwei Drittel gehen in Länder der
Euro-Zone.“

Für mehr Informationen:
DHW – Deutsch-Hellenische Wirtschafts-
vereinigung, Bonner Str. 536, 50968 Köln
www.dhwv.de 

Anastasios Vassiliadis
Vorstandsmitglied im 
CDU-Stadtverband Ludwigsburg
Landesvorsitzender der 
Nea Demokratia Baden-Württemberg
Mitglied DHW und MIT
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Anastasios Vassiliadis im Gespräch mit dem

Landtagsabgeordneten Paul Nemeth

Η κατάσταση στην Ευρώπη όπως αυτή έχει

διαμορφωθεί μετά από την οικονομική

κρίση στην Ελλάδα είναι σίγουρα

δυσάρεστη και απογοητευτική . Κρύβει

όμως ευκαιρίες για όλους εκείνους που

πιστεύουν ακράδαντα σε μία ενωμένη και

οικονομικά εύρωστη Ευρώπη.

Πράγματι, δεδομένης της κρίσης στην

Ελλάδα πολλά ακούγονται για «οικονομική

διακυβέρνηση της Ευρώπης»,

«ευρωπαϊκούς οίκους αξιολόγησης»,

«ευρωπαϊκά ομόλογα» κλπ.

Αδιαμφισβήτητα όλα αυτά είναι αναγκαία

και απαραίτητα εφόσον η Ευρώπη

καθορίσει εκ νέου τον ρόλο της στην εποχή

της παγκοσμιοποίησης και

επαναπροσδιορίσει την θέση της στο νέο

παγκόσμιο γίγνεσθαι.

Ποιός ο ρόλος της Ελλάδας; 

Προτού μεγάλα κράτη της Ευρωζώνης

αποκτήσουν ανυπέρβλητα οικονομικά

προβλήματα διδάσκονται από τα λάθη που

έγιναν κατά την αντιμετώπιση της κρίσης

στην Ελλάδα. Η Ελλάδα είναι στη ζώνη του

Ευρώ μια αμελητέα ποσότητα. Το μερίδιό

της στο σύνολο της οικονομίας ολόκληρης

της Ευρωζώνης είναι τόσο μεγάλο όσο αυτό

του κρατιδίου Έσσεν στην Γερμανία. 

Βασικά προβλήματα είναι το υψηλό

δημόσιο χρέος και οι τόκοι των δανείων για

την αποπληρωμή του, που ανακόπτουν κάθε

δυνατή προσπάθεια ανάπτυξης. Συνεπώς

χρειάζονται εκείνοι οι ενδοευρωπαϊκοί

μηχανισμοί που παράλληλα με το πακέτο

διάσωσης θα ενισχύσουν την ανάπτυξη της

ελληνικής οικονομίας. Η ομοσπονδιακή

κυβέρνηση της Γερμανίας, υπό την

καθοδήγηση πάντοτε της CDU/CSU, όχι

μόνο έχει υιοθετήσει τα απαραίτητα μέτρα

αλλά είναι συγχρόνως και έτοιμη μέσω

διακρατικής συμφωνίας με την Ελλάδα να

της διαθέσει όποια υλικοτεχνική και

διοικητική υποστήριξη αυτή χρειασθεί. Η

καγκελάριος Μέρκελ έχει δώσει εντολή σε

όλα τα υπουργεία να διατυπώσουν

πολιτικές και προγράμματα που θα

βοηθήσουν στην όσον το δυνατόν

γρηγορότερη υλοποίηση των απαραίτητων

μεταρρυθμίσεων που έχει εξαγγείλει η

ελληνική κυβέρνηση. Ωστόσο, είναι η

σοσιαλιστική κυβέρνηση της Ελλάδας

έτοιμη και πρόθυμη για όλα αυτά; 

Ιστορική  Αναδρομή 

Από την πτώση της δικτατορίας και την

αποκατάσταση της δημοκρατίας στην

Ελλάδα 1974 μέχρι το 1981 οι

προϋπολογισμοί  της Ελλάδας ήταν

πάντοτε ισοσκελισμένοι. Η Νέα

Δημοκρατία (ΝΔ / EΛΚ) παρέδωσε το 1981

στους σοσιαλιστές ένα εθνικό χρέος ύψους

περίπου  2 δισ. Ευρώ, δηλ. σχεδόν το 26%

του ΑΕΠ.  Τα αποκλειστικά δικά της χρέη

στην 2η περίοδο διακυβέρνησης (1990-

1993) ανέρχονται στα 2 δισ. Ευρώ και της

3ης περιόδου (2004-2009) στα 7 δις Ευρώ.

Τα υπόλοιπα 289 δις Ευρώ που βασανίζουν

σήμερα την σοσιαλιστική κυβέρνηση είναι

χρέη των σοσιαλιστικών κυβερνήσεων του

ΠΑΣΟΚ από το 1981 έως σήμερα. Ο τόκος

που καταβλήθηκε μόνον για το χρέος αυτό

από  τις κυβερνήσεις της ΝΔ το 1990-1993

και  το 2004-2009 έφτασε τα 91

δισεκατομμύρια ευρώ. Η κυβέρνηση

Καραμανλή (2004-2009) και παρά την

μεγάλη κοινοβουλευτική της πλειοψηφία

δεν μπόρεσε στην πρώτη της θητεία να

περάσει  τις βασικές και αναγκαίες

μεταρρυθμίσεις. Το 2007 η  ισχνή

πλειοψηφία της ΝΔ κατέστησε αυτό ακόμη

πιο δύσκολο. Οι προσπάθειες της

κυβέρνησης  Καραμανλή για συναίνεση με

τον πρόεδρο της αξιωματικής

αντιπολίτευσης  Γιώργο Παπανδρέου

απέτυχαν. Η αντιπολίτευση ήταν

δημαγωγική, παράλογη και αντίθετη σε

κάθε συνεργασία. Επί πλέον ο Παπανδρέου

πολέμησε  σφόδρα όλες τις προταθείσες

μεταρρυθμίσεις και σαμποτάρισε κάθε

μεγάλη επένδυση στη χώρα. Ακολούθησε δε

μια πελατειακή  πολιτική και τάχθηκε στο

πλευρό των αρχισυνδικαλιστών αντί να

συνεργαστεί με την κυβέρνηση για την

εξυγίανση του συστήματος. 

"Χρήματα υπάρχουν » ήταν το κεντρικό

του σύνθημα παρά την λεπτομερή

ενημέρωσή του για την δύσκολη

κατάσταση της χώρας τόσο από τον ίδιο

τον Καραμανλή όσο και από τον Διοικητή

της Τράπεζας της Ελλάδας. Με αυτό το

σύνθημα πορεύθηκε προεκλογικά, ο λαός

τον πίστεψε και τον εμπιστεύθηκε. Οι

Σοσιαλιστές όμως ήταν και απροετοίμαστοι

και δεν είχαν κανένα πρόγραμμα για την

αντιμετώπιση της κρίσης. Ο λαός δεν τους

εμπιστεύεται πλέον. Στις δημοτικές

εκλογές τον Νοέμβριο του 2010  - έναν

χρόνο δηλ. μετά  την μεγαλειώδη τους νίκη

στις βουλευτικές εκλογές  - πάνω από

1.000.000 ψηφοφόροι τους αρνήθηκαν την

ψήφο. Έτσι ο Παπανδρέου και η πολιτική

του είναι πλέον όμηροι της μεγάλης αυτής

απώλειας εμπιστοσύνης στην βάση και της

ισχυρής αριστερής πτέρυγας των

Οι ευκαιρίες της κρίσης: Η Ευρώπη 
μετά από τις εξελίξεις στην Ελλάδα
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Anastasios Vassiliadis (re.) auf dem Podium mit dem 

Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments und 

Ludwigsburger CDU Kreisvorsitzenden Rainer Wieland

MdEP (2.v.l.)

συνδικαλιστικών και των κομματικών

στελεχών του ΠΑΣΟΚ. 

Ο Αντώνης Σαμαράς και η θέση της ΝΔ

Η Nέα Δημοκρατία σαν το ισχυρότερο

φιλοευρωπαϊκό κίνημα στην Ελλάδα και

μετά την εκλογή του νέου Προέδρου της

Αντώνη Σαμαρά, που έχει διατελέσει

Υπουργός Οικονομικών, Yπουργός

Εξωτερικών και Ευρωβουλευτής, έχει

μεγάλη ευθύνη. Η ΝΔ επέκρινε τα λάθη και

την απραξία της νέας σοσιαλιστικής

κυβέρνησης και πρότεινε μία πολιτική με

βασικά της στοιχεία την μείωση του χρέους,

τις μεταρρυθμίσεις και την οικονομική

ανάπτυξη και όχι την απλή δανειοδότηση.

Οι προτάσεις της ΝΔ αποτελούν μια καλή

βάση για προσέγγιση και συναίνεση, κάτι

που η σοσιαλιστική κυβέρνηση όμως

δυστυχώς και πάλι αρνείται και δυσκολεύει

τεχνικά τούτο με την τακτική που

ακολουθεί συγκροτώντας ολοένα και

περισσότερες  εξεταστικές επιτροπές

προβάλλοντας δήθεν σκάνδαλα της

απερχόμενης κυβέρνησης της ΝΔ.

Ο Αντώνης Σαμαράς έχει την ισχυρή

βούληση να αναγεννήσει το κόμμα της ΝΔ

και να του δώσει ένα σύγχρονο πρόγραμμα

και τις σωστές κατευθύνσεις. Με μια ομάδα

νέων τεχνοκρατών και πολιτικών είναι

έτοιμος να «βγάλει» τη χώρα από την

απελπισία, την κατάθλιψη και την βαθιά

ύφεση στα οποία την έχει οδηγήσει το

ΠΑΣΟΚ. 

Για τον σκοπό αυτό η ΝΔ χρειάζεται την

υποστήριξη των εταίρων της στο ΕΛΚ. 

Η Γερμανία με την οικονομία της και το

σύστημα σταθεροποίησης που εφαρμόζει

στη μεσαία τάξη αποτελεί πρότυπο

οικονομικής πολιτικής. Όπως

προαναφέρθηκε, η ομοσπονδιακή

κυβέρνηση της Γερμανίας έχει αποδείξει

επανειλημμένως τη θέλησή της για νέα

δράση υπέρ της Ελλάδας. Υπουργεία,

Σύνδεσμοι, Επιμελητήρια, Συνδικάτα και

Οργανισμοί της Κοινωνίας των Πολιτών

έχουν κληθεί από τη γερμανική πλευρά να

συμμετάσχουν στην οικονομική ανάπτυξη

της Ελλάδας. Αυτό είναι και το αίτημα της

ελληνικής διασποράς στην Γερμανία. 

Από επιχειρηματικής πλευράς αυτόν τον

ρόλο έχει αναλάβει ο Γερμανό-Ελληνικός

Επιχειρηματικός Σύνδεσμος (Deutsch-Hel-

lenische Wirtschaftsvereinigung - DHW) με

τις συνεργασίες και τις συνεχείς του επαφές

με τα αρμόδια Υπουργεία, τον Σύνδεσμο

Γερμανικών Βιομηχανιών BDI και την

Γερμανική Ένωση Εμπορικών και

Βιομηχανικών Επιμελητηρίων DIHK. Στην

επιτυχία αυτού του ρόλου θα βοηθήσουν

όμως και οι επαφές με την Ένωση

Μικρομεσαίων Επιχειρηματιών και το

Επιχειρηματικό Συμβούλιο του CDU με

κύριο στόχο τον εντοπισμό «ορθών

πρακτικών» και την εκμετάλλευσή τους για

την επίτευξη των παραπάνω στόχων στην

Ελλάδα. 

Η Γερμανία και η Ευρώπη επωφελούνται

από τη πολιτική σταθεροποίηση στην

Ελλάδας

Ο αποκλεισμός της Ελλάδας από την

Νομισματική Ένωση θα σήμαινε την

απαρχή του τέλους της σημερινής

Ευρωπαϊκής Ένωσης. Αυτό θα ήταν μια

εξέλιξη διαμετρικά αντίθετη στα πολιτικά

και οικονομικά συμφέροντα της Γερμανίας.

Κανείς δεν πρέπει να ξεχάσει ότι από την

ημέρα που εφαρμόστηκε το Ευρώ η

Γερμανία πέτυχε καθαρά κέρδη ύψους 900

δις Ευρώ. Μέχρι το 2012 η Γερμανία θα

δώσει στην Ελλάδα 22,4 δις Ευρώ. Ωστόσο

η Ελλάδα δεν χρειάζεται μόνο δανεικά.

Χρειάζεται επενδύσεις και όχι μόνο στη

βιομηχανία αλλά πρωτίστως στις μικρές και

μεσαίες επιχειρήσεις. Η Ελλάδα χρειάζεται

επίσης μία ισχυρή, παραγωγική και

προσανατολισμένη στις εξαγωγές μεσαία

τάξη επιχειρήσεων. Το ανθρώπινο δυναμικό

υπάρχει. Στερείται μόνο των μέσων και του

σωστού πλαισίου ανάπτυξης για να

ξαναβρεθεί στην κορυφή της ευρωπαϊκής

οικονομίας και επιχειρηματικότητας.   

AΝΑΣΤΑΣΙΟΣ ΒΑΣΙΛΕΙΑΔΗΣ

Πρόεδρος της ΝΟΔΕ NΕΑΣ

ΔΗΜΟΚΡΑΤΙΑΣ Βάδης-Βυρτεμβέργης

Μέλος του Γερµανοελληνικού

Επιχειρηματικού Συνδέσµου DHW και 

της Ένωσης Μικρομεσαίων Επιχειρήσεων

(MIT) του CDU
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Im September beginnt für Schulanfänger in
Ludwigsburg ein neuer Lebensabschnitt.
Ob mit Prinzessin Lillifee, Fußbällen oder
Pferden geschmückt – der neue Schulran-
zen ist der Stolz jedes Kindes. Allerdings
können auch Schulranzen gesundheitliche
Probleme verursachen. Über- und Fehlbela-
stung des Rückens können zu Verspannun-
gen, Kopfschmerzen und Haltungsschäden
führen. Deshalb ist die richtige Wahl eines
altersgemäßen Schulranzens mit körperge-
rechter Form und optimalem Gewicht be-
sonders wichtig. Sie sollten auch auf die
richtige Einstellung und das Bepacken des
Ranzens achten.

Tipps rund um den Schulranzen

Norm/Prüfzeichen
      Der Ranzen sollte der Deutschen Norm

DIN 58124 entsprechen und „GS“-Prüf-
zeichen haben

Gewicht 
      Der bepackte Ranzen darf höchstens 

10 % des Körpergewichts des Kindes be-
tragen, bei einem 25 kg schweren Kind
wären das 2,5 kg. Ein leerer Ranzen sollte
laut Gemeinde-Unfallversicherung un-
ter 1500 g wiegen. Die Ranzen deutscher
Kinder sind oft zu schwer. Sie wiegen
durchschnittlich 5-6 kg. Dies ist doppelt
so hoch wie das empfohlene Gewicht.

Inhalt
      Der Grund für die schweren Schulta-

schen ist oft auch die Menge an Unterla-
gen, die Kinder täglich in die Schule
transportieren. Meist genügt es, wenn
nur die Hefte oder die letzten drei bis
vier Arbeitsblätter im Schnellhefter ent-
halten sind. Schulbücher, Malsachen
usw. können häufig in der Schule gela-
gert werden. Spielzeug, schwere Geträn-
kedosen und Freizeitartikel gehören
nicht in den Schulranzen.

Schnitt/Form
      Ein hochformatiger Schnitt hat bessere

Tragestabilität. Das Rückenteil sollte ge-
polstert sein und an mehreren Stellen
am Körper anliegen, aber nicht über die
Schulter hinausragen. Der Ranzen muss
angenehm sitzen, darf nicht von den
Schultern rutschen, nicht scheuern oder
drücken. Denken Sie an Sommer- und
Winterkleidung.

Tragegurte
      Sollten gut verstellbar, gepolstert und

mindestens 4 cm breit sein.
Riemen
      Zu lange Riemen können zu Stolperfal-

len werden. Leicht können sich die Klei-
nen darin verheddern und stürzen.

Griffe
      Ideal sind zwei Griffe: einer zum Aufhän-

gen und einer auf dem Deckel zum Tra-
gen. Die Griffe sollten weit genug, gut
gepolstert, aber trotzdem griffig und
ohne Weichmacher gefertigt sein.

Reflektierende Flächen
      Ausreichend rückstrahlende und fluo-

reszierende Flächen schützen vor Unfäl-
len in der Dunkelheit oder Dämmerung.

Außentaschen
      Diese sollten groß genug für eine Trink-

flasche sein – im Inneren können Ge-
tränke auslaufen. 

Boden
      Sollte komplett wasserdicht und aus ro-

bustem Material sein.
Bedienungsfreundlichkeit
      Alle Riemen, Schnallen und Reißver-

schlüsse sollten auch für Kinderhände
leicht zu bedienen sein.

Vergewissern Sie sich, dass Ihrem Kind sein
Ranzen gefällt. So wird Ihr Schulanfänger
mit großer Freude in die Schule gehen.    <<<

Dr. Uschi Traub,

Leiterin Prävention und Gesundheitsförderung,

Gesundheitsdezernat, Landratsamt Ludwigsburg,

Tel: 07141 144-1337, Fax: 07141 144-1340,

E-Mail: praevention@landkreis-ludwigsburg.de

GESUNDHEITSRISIKO SCHULRANZEN?
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JU Vorsitzender Christian Köhle bei der Begrüßung.

Landtagsabgeordneter Klaus Herrmann bei

der Diskussion.

In entspannter Runde über Politik diskutie-
ren – das konnte man beim Weißwurst-
Frühstück der Jungen Union Ludwigsburg.
Rund 40 Gäste haben sich im Goldenen
Pflug eingefunden, um gemeinsam mit der
Jungen Union Ludwigsburg und dem Land-
tagsabgeordneten Klaus Herrmann über
aktuelle politische Themen zu diskutieren.
Unter anderen konnte Christian Köhle,
Vorsitzender der JU Ludwigsburg, den Bun-
destagsabgeordneten Steffen Bilger MdB,
die Vorsitzenden der CDU Ludwigsburg,
Maik Stefan Braumann und Ingeborg Cho-
eb sowie Stadtrat Reinhold Noz begrüßen.

„Die CDU Ludwigsburg leistet hervorra-
gende Arbeit und bietet damit große
Chancen“, sagte Klaus Herrmann. Gerade
im Bereich der Bildung sei Ludwigsburg
sehr gut aufgestellt. Die Betreuung der un-
ter Dreijährigen sei bereits gut organisiert
und werde auch zukünftig noch weiter
ausgebaut. „Häufig erfordern die Lebens-
umstände heutzutage, dass beide Eltern-
teile arbeiten müssen oder wollen. Für
eine Betreuung der Kinder muss daher ge-
sorgt sein“, so Klaus Herrmann. Auch im
Hinblick auf die gestiegene Zahl der Al-
leinerziehenden müsse es den Eltern mög-
lich sein, ihre Kinder in zuverlässige Hände
zu geben. Dabei sollten die Kinder eine op-
timale Förderung erhalten. Besonders die
Sprachförderung spiele eine bedeutende
Rolle. Sowohl im Kindergarten als auch in
der Grundschule müsse diese Förderung
unterstützt werden. „Dafür müssen wir

viel Geld locker machen“, betonte der
Landtagsabgeordnete. 

Auch die Schulbildung im Land sei gut. Das
sehe man an den Ergebnissen der PISA-
Studie. Das dreigliedrige Bildungssystem
habe sich bewährt. „Zudem sind Schulab-
schlüsse in Baden-Württemberg viel mehr
wert als die anderer Bundesländer.“ Das
lasse sich vor allem auf die bessere Betreu-
ung und die bessere Schulsozialarbeit zu-
rückführen. 

Auch die Einführung der Studiengebühren
habe sich als positiv herausgestellt. Es
habe zu einer Verbesserung der Universi-
täten geführt. Mittlerweile befänden sich
in Baden-Württemberg vier der insgesamt
neun Elite-Universitäten. Darauf könne
man sehr stolz sein. Auch der befürchtete

Rückgang der Studierendenzahlen habe
sich nicht eingestellt.

Die Wirtschaftslage habe sich im Land wie-
der stabilisiert. „Baden-Württemberg ist
besonders abhängig vom Export. Daher
hat es uns in der internationalen Finanzkri-
se auch hart getroffen“, so Klaus Herr-
mann. Da das Land auf den Export ange-
wiesen sei, sei der Kontakt mit dem Aus-
land besonders wichtig. Dadurch sei es
möglich, Arbeitsplätze zu sichern.

In einer anschließenden Diskussionsrun-
de, geleitet vom JU-Vorsitzenden Christian
Köhle, stand Klaus Herrmann den interes-
sierten Zuhörern Rede und Antwort. Dabei
standen besonders die Übernahme der
EnBW-Anteile durch das Land und Stutt-
gart 21 im Mittelpunkt. 

Die JU bedankt sich für eine interessante
Veranstaltung mit Klaus Herrmann und
wünscht ihm alles Gute für seine Wieder-
wahl als Direktmandatsträger in Ludwigs-
burg.                                                                 <<<

WEISSWURST-FRÜHSTÜCK DER 
JUNGEN UNION LUDWIGSBURG
Klaus Herrmann stand Rede und Antwort
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JU Vorsitzender Christian Köhle

In der heutigen Treffpunkt-Ausgabe stellt
sich der im vergangenen Jahr neu gewähl-
te Vorsitzende der JU Ludwigsburg vor. In-
formationen über die Ludwigsburger JU
finden Sie auf der Homepage unter
www.ju-ludwigsburg.net 

Name: Christian Köhle 
Jung, dynamisch, motiviert und engagiert!
Funktion: Vorsitzender
Beruf: Selbstständiger Hotelier
Christian.koehle@ju-ludwigsburg.net

Geboren am 12.02.1984, aufgewachsen in
Ludwigsburg, verheiratet, ein Sohn
Gottlieb-Daimler-Realschule und Berufs-
kolleg Ludwigsburg
2001  Ausbildung zum Bankkaufmann bei

der Wüstenrot Bausparkasse Lud-
wigsburg

2004 Neueröffnung und Aufbau Hotel &
Restaurant Goldener Pflug in Pflug-
felden 

           seitdem Geschäftsführer des Famili-
enunternehmens

Aktiv im Einsatzdienst der Feuerwehr Lud-
wigsburg

Politischer Werdegang:
2006  Eintritt in die CDU Ludwigsburg
2007  bis heute im Vorstand des CDU

Stadtverbands als Beisitzer, 
           dort besetze ich die Themen Jugend,

Ausbildung und Wirtschaft.
2007 Eintritt in die JU Ludwigsburg 
2008  Vorstandsmitglied der JU Ludwigs-

burg als Beisitzer
2008  Mitglied der Mittelstandsvereini-

gung (MIT) 
2009  Gemeinderatskandidat, mit über

6.300 Stimmen einer der besten
Neuen auf der Liste der CDU

2010   Wahl zum jüngsten Vorstandsmit-
glied der MIT KV Ludwigsburg

Warum bin ich bei der Jungen Union?
Weil ich Politik aktiv mitgestalten möchte. 
Die Zukunft gehört der Jugend und an die-
ser Zukunft möchte ich durch meine Ideen
und mein Engagement mitarbeiten. Hierzu
gibt mir die JU die beste Gelegenheit. In
lockerer Atmosphäre lässt sich über Politik
diskutieren, man lernt engagierte und
gleichgesinnte Menschen kennen und
nimmt teil am politischen Leben.

Welche politischen Themen interessieren
mich besonders? 
-    Kommunalpolitik
     Die Kommunalpolitik gestaltet die Zu-

kunft und Entwicklung unserer Stadt.
     Das Handeln ist vor Ort direkt erkenn-

bar! Ein gewissenhafter und aufmerksa-
mer Kommunalpolitiker zu sein, bedeu-
tet für mich, die Wünsche der Men-
schen aufzunehmen und diese in meine
politische Arbeit einfließen zu lassen. 

-    Wirtschaftspolitik
     Als selbstständiger Unternehmer eines

mittelständischen Unternehmens be-
komme ich jeden Tag mit, was es heißt,
Unternehmer zu sein. Ich bin für eine
Vereinfachung der Steuergesetze und
für Bürokratieabbau. 

So verbringe ich meine Freizeit:
Familie, Sport und Reisen

Weitere Ämter:
Vorstandsmitglied CDU SV Ludwigsburg,
MIT KV Ludwigsburg, HIG TV Pflugfelden

DIE JUNGE UNION STELLT SICH VOR ...

CDU Senioren Union Stadtverband Ludwigsburg und Umgebung

BEGEGNUNGEN AM STAMMTISCH 2011
Auf vielfachen Wunsch findet jeden zwei-
ten Dienstag im Monat ab 15 Uhr ein
Stammtisch für Senioren statt. Interes-
sierte Bürger können hier in angenehmer
Atmosphäre und mit netten Leuten über

anstehende Themen der Tagespolitik und
Sorgen des Alltags diskutieren und Meinun-
gen austauschen. Was bedrückt unsere Bür-
ger? Wie können die Senioren auf die Politik
einwirken? 

Freuen Sie sich auf anregende Gespräche
und interessante Menschen in dieser Run-
de. Treffpunkt: MTV-Campus beim Stadi-
on, Bebenhäuser Str. 41, 71638 Ludwigs-
burg

Besuchen Sie uns auch auf unserer Home-
page. Ab sofort finden Sie uns unter
www.senioren-union-lb.de
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V.l.n.r.: FU Kreisvorsitzende Elke Kreiser, SU Presserefe-

rentin Ingrid Mutschler, Ministerin Dr. Monika Stolz

MdL, CDU Stadtverbandsvorsitzender Maik Stefan 

Braumann, MdL Klaus Herrmann und Senionen Union

Kreisvorsitzender Dr. Ingo Schwytz.

Eingeladen hatte die CDU Senioren Union
Kreisverband Ludwigsburg, der Landtags-
abgeordnete Klaus Herrmann und der
CDU Stadtverband Ludwigsburg. Dr. Ingo
Schwytz, Kreisvorsitzender der Senioren
Union, begrüßte die Anwesenden sehr
herzlich und wies auf die kommende Land-
tagswahl hin. Er dankte der Ministerin, bei
der Senioren Union zu sprechen und auch
Rede und Antwort zu stehen. 

Die Besucher lauschten interessiert den
Ausführungen von Frau Dr. Stolz. Sie
selbst, Mutter von vier Kindern, sprach vie-
len Frauen aus dem Herzen. Als Ministerin
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Senioren des Landes Baden-Württemberg

berichtete sie über ihre Arbeit und spann-
te den Bogen von der Familien- zur Senio-
renpolitik. 

Mit Freude und Anerkennung berichtete
sie über die Seniorenarbeit, über aktive Se-
nioren und das nicht mehr wegzudenken-
de Ehrenamt. „Baden-Württemberg steht
gut da. Darauf sind wir stolz und können
uns sehen lassen.“ Ohne die Unterstüt-
zung der älteren Generation wäre unser
Ländle ärmer. Auch einige Herausforde-
rungen müsse man angehen, wie die Pfle-
ge älterer Menschen zu Hause in der ge-
wohnten Umgebung, selbstbestimmtes
und barrierefreies Wohnen und die Unter-
stützung bei der Tagespflege der Älteren,

so die Ministerin. Hier müsse man anset-
zen und die kleineren Familien unterstüt-
zen, denn die Großfamilie gäbe es nicht
mehr. Streng kritisierte sie die Aussage
von Ärzten über die Sterbehilfe.

Sie sprach auch die Themen der jungen Fa-
milien an. Große Unterstützung und prak-
tische Hilfe erfahren die Familien durch
die „Initiative Welcome“. Junge Frauen
sollten ihren Beruf weiter ausüben und so
den Spagat zwischen Familie und Beruf
wagen. Baden-Württemberg könne sich
sehen lassen: „Junge Menschen bekom-
men einen Ausbildungsplatz, unsere Wirt-
schaft steht gut da.“ Die Ministerin wand-
te sich nochmals an die Zuhörer und Wäh-
ler: „Gehen Sie wählen! Unterstützen Sie
unsere Politik – nur so kann das Erschaffe-
ne erhalten bleiben und wir können sagen:
Wir leben gut in Baden-Württemberg.“

Ingrid Mutschler

„GUT LEBEN IN BADEN-WÜRTTEMBERG“
Ministerin Dr. Monika Stolz MdL zu Besuch in Ludwigsburg 
im „Forum am Schlosspark“

JAHRESRÜCKBLICK 2010 UND VORSCHAU 2011
Interessanter, fesselnder Vortrag über das Ludwigsburger Strafvollzugsmuseum

Zu einem Jahresrückblick und einer Vor-
schau auf das neue Jahr 2011 waren Mitglie-
der und Freunde der Senioren Union Stadt-
verband Ludwigsburg und Umgebung ein-
geladen. Jürgen Mutschler, stellv. Vorsit-
zender, ließ nochmals alle Veranstaltungen
und Reisen Revue passieren. Man war sich
einig – es war ein gutes Jahr. Die Senioren
dankten den Organisatoren mit großem
Beifall für ihre ehrenamtliche Arbeit. Es
war ein Jahr der Verbundenheit für alle die-
jenigen, die hier in der Gemeinschaft schö-
ne Stunden erleben konnten. Im neuen Jahr

füllen wieder kulturelle und politische Ver-
anstaltungen, Besichtigungen und Reisen
das Jahresprogramm des Stadtverbandes.
Auch Reisen in die Bundeshauptstadt und
ein Besuch im Landtag von Baden-Würt-
temberg werden dabei sein. 

Ein Höhepunkt des Nachmittags war der
Vortrag über das Strafvollzugsmuseum
Ludwigsburg. Dr. Erich Viehöfer, Museums-
leiter und Mitbegründer des 1986 gegrün-
deten Fördervereins, der bis heute Träger
des Museums ist, schlug einen Bogen des

Strafvollzugs von der Vergangenheit bis
zur Gegenwart. Der Aufbau des Museums
geschah 1988 unter intensiver Mitarbeit
der Vereinsmitglieder, nachdem durch die
Verlegung der JVA Ludwigsburg nach
Heimsheim der Verlust der vorhandenen
Sammlung an Rechtsaltertümern drohte.
Die Ausstellung wurde mit dem Abschnitt
„Die Geschichte des Strafvollzugs“ eröff-
net, inzwischen aber überarbeitet und er-
weitert. Von 1736 bis 1990 bestand an der
Schorndorfer Straße in Ludwigsburg das äl-
teste Gefängnis in Württemberg. Im 1748
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Ein Besuch lohnt sich immer –

das Strafvollzugsmuseeum in Ludwigsburg

Für die Damen der Kreis-Frauen Union ist
es eine liebgewordene Tradition, den Se-
nioreneinrichtungen im Kreis Ludwigsburg
regelmäßig Besuche abzustatten. In die-
sem Jahr gab es nun ein Jubiläum. Seit nun-
mehr 15 Jahren veranstalten Albert-Knapp-
Heim und FU gemeinsam einen Kaffee-
nachmittag für die Heimbewohner/innen.
In dieser Zeit habe man einige Umbau-
und Umstrukturierungsmaßnahmen mit-
erlebt, so die FU-Vorsitzende Elke Kreiser
in ihrer Begrüßung.

Für ältere Menschen ist der Umzug aus der
vertrauten Umgebung in eine Seniorenan-
lage oftmals nicht leicht. So ist es ein Se-
gen, dass es Einrichtungen wie das Albert-
Knapp-Heim gibt. Benannt nach dem Lud-
wigsburger Pfarrer Albert Knapp, gehört
das Heim zur Stiftung Evangelisches Al-
tenheim Ludwigsburg, die in diesem Jahr
ihr 175-jähriges Bestehen feiert und damit
die viertälteste in Baden-Württemberg ist.

Hierzu ist ein Buch von Dr. Albert Sting
entstanden, welches man über die Stiftung
erwerben kann. Ziel der Stiftung ist es, den
Bewohnern die nötige Pflege zukommen
zu lassen und ihnen dennoch ein weitge-
hend selbstbestimmtes Leben zu ermögli-
chen. Der respekt- und verantwortungs-
volle Umgang mit den Bewohnerinnen und
Bewohnern leitet die Mitarbeiter bei der
Betreuung und Pflege. Verstärkt werden
sie durch mehrere ehrenamtliche Mitar-
beiterinnen, wie Frau Christel Rabe, Frau
Elke Völkel und Frau Hannelore Lauke-
mann.

Titel des Nachmittags war „Heiteres und
Politisches“ und wer hätte besser in diesen
Rahmen gepasst, als unsere hochverehrte
Ministerin a.D., Frau Annemarie Griesin-
ger. Selbst hochbetagt, sprach sie den Se-
nioren aus dem Herzen, als sie davon
sprach, dass man sich im Alter an manches
gewöhnen müsse und dass alles etwas

langsamer gehe. Breite Zustimmung ern-
tete sie mit dem Zitat: „Erinnerungen sind
ein Paradies, aus dem man nicht vertrie-
ben werden kann.“ 

Während man sich die von den Damen der
FU gestifteten Kuchen schmecken ließ –
und dafür mit vielen mmmh?`s bedacht
wurde – las Frau Annemarie Lebherz eini-
ge heitere Episoden aus Frau Griesingers
Buch „Heidenei, Frau Minster“.

Musikalisch untermalt wurde der kurzwei-
lige Nachmittag vom Ludwigsburger Dreh-
orgelspieler Günther Vogt, Ehrenvorsit-
zender des “Bürgervereins der Unteren
Stadt Ludwigsburg 1893 e.V.”.

Britta Steinmetz

FRAUEN UNION SEIT 15 JAHREN IM ALBERT-KNAPP-HEIM

erbauten „Festungsbau“ zeigt das Museum
die Geschichte der Todes- und Freiheits-
strafen vom 18. Jahrhundert bis zur Gegen-
wart. Der Besucher kann nacherleben, wie
sich aus dem barocken Zucht- und Arbeits-
haus in mehr als 250 Jahren eine moderne
Justizvollzugsanstalt entwickelte. Die To-
desstrafe im 19. und 20. Jahrhundert wird
dargestellt an Objekten vom Richtblock hin
bis zu zwei Guillotinen. 

Der Nachbau einer historischen Zelle mit
originalem Inventar vermittelt einen Ein-

druck, wie es im Ludwigsburger Gefängnis
um 1930 aussah. Der Nachbau einer Zelle
aus dem heutigen Strafvollzug zeigt die
vielen Veränderungen der letzten Jahr-
zehnte. Kleidung, Arbeitsgeräte, ärztliche
Instrumente informieren über den Alltag
der Sträflinge. Prügelbock und eiserne Ho-
senträger waren körperliche Strafen für
die Gefangenen im 18. und 19. Jahrhundert.
Auch der moderne Strafvollzug ist mit Pro-
dukten aus Arbeit und Freizeit vertreten,
bis hin zu Ausbruchsgeräten und selbstge-
bauten Waffen. 

Die Sammlung wurde um 1930 als Lehrmit-
telsammlung für die Ausbildung des Auf-
sichtspersonals in Württemberg angelegt.
Sie umfasst inzwischen mehrere tausend
Objekte. Es kann in der Ausstellung aber
nur ein kleiner Teil gezeigt werden. Dr. Vie-
höfer wurde mit großem Beifall für diesen
fesselnden Vortrag herzlich verabschiedet.
Für Interessierte: das Strafvollzugsmu-
seum ist gegenüber des Residenzschlosses
in der Schorndorfer Straße 38 in Ludwigs-
burg zu finden. 

Ingrid Mutschler

Im Albert-Knapp-Heim (v.l.n.r.): FU Kreisvorsitzende Elke

Kreiser, Ministerin a.D. Annemarie Griesingen und FU

Vorstandsmitglied Ingrid Beckmann.
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Der Bundestagsabgeordnete Steffen Bilger
hat den Kreisverband des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU besucht. Bei der Ver-
anstaltung ging es darum, wie Politik in
christlicher Verantwortung gestaltet wer-
den kann. „Ich kann mehr bewegen, als ich
gedacht hätte“, resümiert Bilger über das
erste Jahr seiner Abgeordnetentätigkeit in
Berlin. Dort arbeitet er u.a. im Verkehrsaus-
schuss des Bundestages mit, insbesondere
an den Themen „Elektromobil“ und „Gali-
leo“. „Sehr schnell wurde
mir da Verantwortung
übertragen“, so Bilger.

In der Diskussion war die
Präimplantationsdiagno-
stik (PID) das herausragen-
de Thema. Bilger wünscht
sich eine eindeutige Unter-
stützung der Kirchen, die
er bislang vermisst. PID,
zunehmende Abtreibung
auf der einen Seite und
Kinderlosigkeit auf der an-
deren Seite stünden in ei-
nem Widerspruch. Dieser
müsse noch in dieser Legis-
laturperiode gelöst wer-
den. Inwieweit PID verbo-
ten werden könne, hänge
davon ab, wie mit den an-
deren Parteien Kompro-
misse gemacht werden
können. „Das Ausland als
Vorbild und was da gefor-
dert wird, kann für uns kein
Maßstab sein. Maßstab

muss die Bibel aus reformatorischer Sicht
sein“, fordert Roland Schmierer, stellvertre-
tender EAK-Vorsitzender. Ein weiterer
Schwerpunkt war das Thema Christenver-
folgung vor allem in den muslimischen Län-
dern. Wenn, wie Bundespräsident Wulff for-
dert, der Islam zu Deutschland gehört, ge-
hört das Christentum noch stärker als bis-
her zur Türkei. Immerhin sind die Anfänge
des Christentums stark mit dem vorderasia-
tischen Land verbunden. Noch im letzten

Jahrhundert hatte der Anteil der Christen in
der türkischen Gesellschaft zweistellige
Prozentwerte. Heute sind es nur noch ein
Prozent. „Übergriffe gegen christliche Ge-
meinden und Institutionen, wie z.B. im Irak,
sind in keiner Weise hinnehmbar. Gerade
die CDU muss sich in solchen Fragen stär-
ker profilieren und das Unrecht, wie z.B. ge-
gen die Armenier, zur Sprache bringen“,
stellt die EAK-Vorsitzende Helm fest. Es sei
dringend einzufordern, dass sich Muslime

stärker in die deutsche
Gesellschaft integrieren.
Das Zusammenleben mit
Muslimen etwa in Berlin
sei bei weitem nicht so
konfliktfrei, wie beschrie-
ben. Wenn die Türkei den
EU-Beitritt tatsächlich
wolle, müsse sie im glei-
chen Atemzug eine christ-
liche Wertedebatte im ei-
genen Land zulassen. Ob
das in ihrem Interesse ist,
sei fraglich. „Am meisten
hat mich gewurmt, dass
die Kirchen oft nicht hin-
ter der Politik stehen“, so
setzte Fritz Fleckhammer,
EAK-Vorstandsmitglied,
das Schlusswort. „Politik
kann nicht christlicher
sein als die Kirchen. Dar-
um seid klug wie die
Schlangen und ohne
Falsch wie die Tauben.“
(Mt 10, 16).

Dr. Joachim Hofmann

Hintere Reihe 2.v.l.n.r. Dr. Joachim Hofmann, 

Steffen Bilger MdB, Roland Schmierer.

Präimplatationsdiagnostik: 

BILGER VERMISST KLARE HALTUNG DER KIRCHEN
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Der Verkehrsausschuss des Verbandes Re-
gion Stuttgart fasste den Baubeschluss
zum Ausbau der S 4 Marbach – Backnang.
Erfreut zeigte sich die CDU-Fraktion, dass
das Planfeststellungsverfahren Anfang des
Jahres abgeschlossen wurde. Mit dieser
Baumaßnahme kann ein wichtiger Ring im
S-Bahnnetz der Region Stuttgart geschlos-
sen werden. Die Kostensicherheit ist – so-
weit man dies sagen kann – gegeben und
die Finanzierung sichergestellt. Somit kann
die Ausschreibung und die Vergabe vorbe-
reitet werden. Die Betriebsaufnahme des
S-Bahn-Verkehrs ist dann für Dezember
2012 vorgesehen.

Resolution zum Ausbau 
der Neckarschleusen
Der Verkehrsausschuss des Verbandes Re-
gion Stuttgart appelliert einstimmig an die
Entscheidungsträger im Bund, den geplan-
ten Ausbau des Neckars und dessen Schiff-
barmachung für größere Schiffe uneinge-
schränkt weiter zu verfolgen. Würde die
begonnene Verlängerung der Neckar-
schleusen, wie es aus einem Papier des
Bundesverkehrsministeriums hervorgeht,
gestoppt, würde das den Straßenverkehr in
der Stauregion Stuttgart nochmals drama-
tisch belasten. Rheinschiffe mit 135 Metern
Länge könnten dann weiterhin nicht den
Neckar bis nach Plochingen befahren. Das
politische Ziel, den Anteil des Gütertrans-
ports auf den Wasserstraßen zu steigern,
würde mit der Umsetzung der Sparpläne
des Bundes aufgegeben werden.

Die Neckarschleusen sind ein wichtiges In-
frastrukturprojekt in der Region Stuttgart.

Für die Wirtschaft in der Region ist es un-
bedingt erforderlich, die Zukunftsfähig-
keit des Neckars als Wasserstraße zu ge-
währleisten. Die Anpassung insbesondere
der Schleusen ist dafür eine zentrale Vor-
aussetzung.

S-Bahn Entschädigung gefordert
Die Pünktlichkeit der S-Bahn war im letz-
ten Jahr so schlecht wie seit 2003 nicht
mehr. Gerade in der Hauptverkehrszeit
morgens und abends kam im Durchschnitt
jede vierte S-Bahn bis zu drei Minuten zu
spät ans Ziel. Das sei nicht hinnehmbar,
hat der Verkehrsausschuss heute den Ver-
tretern der Deutschen Bahn AG erneut mit
auf den Weg gegeben. Es muss eine dauer-
hafte Lösung gefunden werden, um ähnli-
che Probleme wie 2010 zu vermeiden. Der
Verband Region Stuttgart erwarte, dass
vor Bauarbeiten mögliche Auswirkungen
von Veränderungen verlässlich abge-
schätzt werden. 

Unabhängig vom Entgegenkommen der
Deutschen Bahn gegenüber den Fahrgä-
sten für den entstandenen Ärger, hat der
Verband Region Stuttgart Angebotsver-
besserungen mit DB-Regio ausgehandelt.
Das Gesamtpaket, das von DB-Regio für
ein Jahr lang kostenfrei erbracht werden
soll, beläuft sich auf rund 1,3 Millionen
Euro. Es umfasst die Anpassung des 15-Mi-
nuten-Takts am Morgen bis etwa 8:30 Uhr
und am Abend bis gegen 19:00 Uhr sowie
teilweise längere Züge am Abend. Es ist
wichtig, dass diese Verbesserungen den
Fahrgästen zugute kommen. Es handle sich
um einen vorgezogenen Einstieg in die

vom Verkehrsausschuss ohnehin ge-
wünschten Taktverbesserungen. Im näch-
sten Jahr sollen die Verbesserungen aus
den Geldern bestritten werden, die die Re-
gion für nicht gefahrene Züge einbehalten
hat. Erst danach muss der Verband Region
Stuttgart die zusätzlichen Leistungen be-
zahlen. Die Taktverbesserungen wurden
einstimmig angenommen. 

Analyse und Mängelbeseitigung
In der Analyse waren sich Regionalpoliti-
ker und Bahnverantwortliche einig: was
letztes Jahr passiert ist, darf so nicht mehr
passieren. Drei Hauptgründe hätten zu der
misslichen Situation geführt: Kapazitäts-
engpässe auf der S-Bahn-Rampe wegen
Umbauten im Gleisvorfeld des Bahnhofs,
überdurchschnittlich viele Baustellen und
„eine Fülle von Großstörungen“. Die DB-
Netz AG habe im S-Bahn-Bereich deshalb
technische und organisatorische Verbes-
serungen vorgenommen. So gebe es ein
Präventivprogramm für anfällige Stellwer-
ke, Signale und Weichen. Auch personell
habe man aufgestockt, um mögliche Män-
gel rasch beseitigen zu können. An einer
besseren Information der Fahrgäste, spe-
ziell bei Störungen, arbeite DB-Station und
Service, machte Sven Hantel, Regionalbe-
reichsleiter Südwest, deutlich. Bis Ende
2011 sollen regionale Ansager im Störungs-
fall vom Stuttgarter Hauptbahnhof aus mit
Durchsagen an allen S-Bahn-Stationen in-
formieren können. Man müsse möglichst
schnell wieder zu einem ordentlichen Ver-
kehr zurückkommen. 
                                                                           <<<

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

AUSBAU DER S 4 MARBACH – BACKNANG BESCHLOSSEN
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„Der Untersuchungsausschuss zum Polizei-
einsatz im Stuttgarter Schlossgarten hat im
Wesentlichen zwei klare Erkenntnisse ge-
bracht: Zum einen steht jetzt fest, dass es
keinerlei politische Einflussnahme auf den
Polizeieinsatz gegeben hat. Zum anderen
ist geklärt, dass der Polizeieinsatz am
30.09.2010 rechtmäßig war.“ Diese Bilanz
zog zum Abschluss des Untersuchungsaus-
schusses „Polizeieinsatz Schlossgarten“ der
Ludwigsburger Landtagsabgeordnete Klaus
Herrmann, der als stellvertretendes Mit-
glied dem Untersuchungsausschuss ange-
hört hat. „Alle Zeugenaussagen haben er-
geben, dass die Politik auf den Einsatz kei-
nen Einfluss genommen hat. Die Oppositi-
on kann ihre Vermutung nicht untermau-
ern, im Gegenteil: Alle Zeugen, die an den
relevanten Besprechungen teilgenommen
haben, bestätigen, dass die Landesregie-
rung und insbesondere Ministerpräsident
Stefan Mappus die Einsatztaktik der Polizei-
führung überlassen haben“, so Klaus Herr-
mann weiter. „Ministerpräsident Stefan
Mappus hat sich über den Einsatz informie-
ren lassen, wie es seiner Pflicht entspricht.
Eine direkte oder indirekte Einflussnahme
hat nicht stattgefunden. Insbesondere be-
stand keine irgendwie geartete Erwartungs-
haltung des Ministerpräsidenten, das ist die
klare Beweislage.“

Der Untersuchungsausschuss habe aller-
dings auch gezeigt, dass es am 30.09.2010

im Stuttgarter Schlossgarten zwei ganz un-
terschiedliche Perspektiven bzw. Lebens-
wirklichkeiten gegeben habe. Es  hätten
friedliche Meinungskundgebungen stattge-
funden. Das beherrschende und das für die
polizeiliche Lage maßgebliche Bild seien je-
doch die massiven Blockaden einiger De-
monstranten gegen die Polizei gewesen, er-
gänzte Klaus Herrmann. Dabei sei festzu-
stellen gewesen, dass Teile der Stuttgart-21-
Gegner ein eigenes irriges Rechtsverständ-
nis haben. 

„Die Opposition kann keinen Beweis für
ihre Thesen der politischen Einflussnahme
oder der Untätigkeit der Politik führen. Dies
zeigt sich auch darin, dass zuerst dem Mini-
sterpräsidenten unterstellt wurde, er habe
Einfluss genommen. Im Laufe des Untersu-
chungsausschusses hat sich der Vorwurf

dahingehend geändert, Ministerpräsident
Stefan Mappus habe nicht eingegriffen und
die Mitführung von Wasserwerfern verhin-
dert. Diese Änderung der Vorwürfe der Op-
position zeigt doch: Sie hat nichts in der
Hand“, führte Klaus Herrmann weiter aus.
So lese sich die Beweiswürdigung der SPD
mehr wie eine schlecht gemachte politische
Wahlkampfschrift als eine seriöse Beweis-
würdigung. 

Besonders betonte Klaus Herrmann, dass
die Polizei jegliche Rückendeckung verdie-
ne. „Die Polizei hat die Aufgabe, Recht und
Gesetz für die Bürgerinnen und Bürger
durchzusetzen. Diese Rolle habe sie in ei-
nem Rechtstaat und darin müsse die Politik
sie unterstützen. Wenn die Opposition nun
die Polizei ohne Gründe grob kritisiere,
müsse sie sich bewusst sein, dass sie damit
der Polizei ihre wichtige Arbeit für die Bür-
gerinnen und Bürger im Land erschwere.
Die 29 Seiten umfassende Beweiswürdi-
gung der CDU-Landtagsfraktion kann auf
der Homepage der CDU Fraktion eingese-
hen werden oder im Büro des Landtagsab-
geordneten Klaus Herrmann angefordert
werden.                                                                <<<

Klaus Herrmann MdL, 

stellv. Fraktionsvorsitzender 

der CDU-Landtagsfraktion 

UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 
POLIZEIEINSATZ SCHLOSSGARTEN 
Klaus Herrmann: „Nach klarer Beweislage steht fest, dass es 
keine politische Einflussnahme auf die Polizei gegeben hat - 
Polizeieinsatz war in jeder Hinsicht rechtmäßig“

Landtagsabgeordneter Klaus Herrmann:

LAND HAT IN DEN LETZTEN JAHREN 
VIEL IN LUDWIGSBURG INVESTIERT
Das Land Baden-Württemberg hat in den
letzten Jahren sehr viel in der Stadt Lud-
wigsburg investiert. Nach der Generalsa-
nierung des Schlosses, die insgesamt 84
Millionen Euro kostete, hat das Land die
dringend notwendige neue Unterbringung
der Landesbehörden in Angriff genommen.

Im Bereich der Luitpoldkaserne wurde ein
Neubau für das Finanzamt für 13,5 Millio-
nen Euro errichtet.

Seit Beginn der 1990er-Jahre ist eine Verle-
gung von Polizeidirektion und Polizeire-
vier aus dem Grafenbau gegenüber dem
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Schloss in bessere Räumlichkeiten Thema.
Durch Einsparungen musste das Projekt
immer wieder verschoben werden. Zwi-
schenzeitlich ist die Polizeidirektion in die
Friedrich-Ebert-Straße verlegt worden. Ein
modernes, den aktuellen Anforderungen
der Polizei gerecht werdendes Gebäude
wurde für 19 Millionen Euro errichtet. Das
Polizeirevier konnte an der Stuttgarter
Straße untergebracht werden. Für den
Umbau waren Kosten in Höhe von fünf
Millionen Euro erforderlich.

Viel getan hat sich auch auf dem Gelände
der Pädagogischen Hochschule/Fachhoch-
schule in der Reute in Eglosheim. In den
letzten sieben Jahren sind dort zusammen
21 Millionen Euro für verschiedene Maß-
nahmen ausgegeben worden. So konnten
die Fassaden und das Dach renoviert,

Brandschutzauflagen erfüllt und eine neue
EDV-Verkabelung verlegt werden. Die Ca-
feteria wurde grundlegend saniert, der
Campus neu gestaltet. Sanierungsarbeiten
erfolgten auch beim Staatlichen Seminar
für Didaktik und Lehrerbildung, das im
gleichen Bereich untergebracht ist. 

Überlegungen, das Landesinstitut für
Schulsport nach Stuttgart zu verlagern,
konnten abgewehrt werden. Einrichtun-
gen, die zur PH oder zur Hochschule für
Verwaltung und Finanzen gehören, kön-
nen vom Landesinstitut  mitgenutzt wer-
den. Die Anbindung an den öffentlichen
Nahverkehr ist optimal. Mit diesen sach-
lich klar vorliegenden Gründen konnte er-
reicht werden, dass diese Landeseinrich-
tung am Standort Ludwigsburg bleibt.
                                                                           <<<

Steffen Bilger MdB (2.v.l.) und Klaus Herrmann MdL

(2.v.r.) besuchen das neue Polizeirevier Ludwigsburg

LIEBE LESER,

Deutschland bewegt sich in die richtige
Richtung – die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung steht nach einem holprigen Start mitt-
lerweile für eine erfolgreiche Politik, um
Deutschland voranzubringen. Die Folgen
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkri-
se wurden in keinem Staat Europas und
kaum einem global gesehen so gut und
gründlich überwunden wie hierzulande.
Das verdanken wir dem besten Mittelstand
der Welt mit seinen Unternehmern und
Mitarbeitern sowie der umsichtigen Politik
der unionsgeführten Bundesregierung. 

Die Erfolge werden mehr und mehr hono-
riert und es wächst die Erkenntnis, dass die
Politik zumindest einen gehörigen Anteil
am erfolgreichen Aufschwung hat. Bei der
Wahl Ende September 2009 bekamen
CDU/CSU enttäuschende 33,8 Prozent –
heute stehen wir in den Umfragen stabil zu-
mindest bei 35-37 Prozent. Der „Herbst der
Entscheidungen“ – wie Bundeskanzlerin Dr.
Angela Merkel es einmal genannt hat – wird
anerkannt: Die Aussetzung der Wehr-
pflicht, neue Hartz-IV-Regelsätze und das
Energiekonzept mitsamt der Laufzeit-Ver-
längerung von Atomkraftwerken waren
notwendig. So sieht gestaltende Politik aus.

Mit derselben Entschlossenheit wollen wir
auch die weiteren Herausforderungen an-
gehen. Fortsetzen wollen wir aber auch die
enge Zusammenarbeit zwischen Bund und
Land. Gerade als Mitglied im Verkehrsaus-
schuss kann ich viele Vorteile dabei feststel-
len, dass wir in Stuttgart und in Berlin die
gleichen Leitlinien unserer Politik haben.
Lange genug musste Baden-Württemberg
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in vielen Bereichen unter SPD-geführten
Bundesministerien leiden – im Verkehrsmi-
nisterium seit 1998. 

Zwar gibt es sicherlich auch weiterhin zwi-
schen Bund und Land mitunter Meinungs-
verschiedenheiten, aber die Grundüberzeu-
gungen sind eben dieselben. Was für Lan-
des- und Bundesregierung gilt, trifft auch
für uns als Ludwigsburger Wahlkreisabge-
ordnete zu: mit Klaus Herrmann MdL und
seiner Zweitkandidatin Elke Kreiser verbin-
det mich eine vertrauensvolle und enge Zu-
sammenarbeit. Sei es beim Lärmschutz an
der A 81, beim Ausbau der Neckarschleu-
sen, bei der Unterstützung der Elektromo-
bilität in der Modellkommune Ludwigsburg
oder beim gemeinsamen Einsatz für Unter-
nehmen oder Vereine aus unserem gemein-
schaftlichen Wahlkreisgebiet versuchen
wir, zusammen etwas zu bewegen und das
Beste für den Raum Ludwigsburg zu errei-
chen. 

Thema der Zukunft: Elektromobilität
Wie viele von Ihnen bereits wissen, ist für
mich als CDU/CSU-Berichterstatter im Ver-
kehrsausschuss für Elektromobilität gerade
dieses Thema besonders wichtig. Diese al-
ternative Antriebsart ist nach allem was wir
wissen das Fortbewegungsmittel der Zu-

kunft. Auch deshalb setzt die Bundesregie-
rung alles daran, dass Deutschland Leit-
markt und Leitanbieter für Elektromobilität
wird. Gerade Baden-Württemberg als das
Autobauer-Land schlechthin darf hier im
Jahre 125 der Automobil-Erfindung den
Trend nicht verschlafen. 

Ein wichtiger Punkt bei der Elektromobilität
ist die Kundenakzeptanz. Viele potenzielle
Käufer haben wenig realistische oder gar
falsche Vorstellung von dieser Antriebsart.
Außerdem sind noch viele Fragen im prakti-
schen Alltag zu testen. Aus diesem Grund
hat das Bundesverkehrsministerium acht
Modellregionen für Elektromobilität ins Le-
ben gerufen. Eine davon ist der Großraum
Stuttgart. 

Die Landesregierung hat die Bedeutung der
Elektromobilität für Autobauer und Zuliefe-
rer im Südwesten ebenfalls erkannt. Mit der
im Juni 2010 gestarteten Landesagentur für
Elektromobilität und Brennstoffzellentech-
nologie (e-Mobil BW) unterstützt sie nun
die Industrie. Die große Bedeutung der Au-
tomobil-Branche in Ludwigsburg honoriert
e-Mobil BW jetzt, indem sie unsere Stadt
zur Modellkommune für E-Mobilität macht
– als eine von drei in Baden-Württemberg. 

Der Wirtschaftsaus-
schuss im Gemeinderat
hat übrigens zusätzlich
zur Förderung durch
das Bundesverkehrsmi-
nisterium 25.000 Euro
als Startfinanzierung
bewilligt. Außerdem
wird durch Umschich-
tung im Rathaus eine
halbe Stelle für die nöti-

ge Koordination geschaffen. Ich halte das
alles für richtige Schritte. Dem anstehen-
den technologischen Wandel vom Verbren-
nungsmotor zu umweltverträglichen Alter-
nativen wird dadurch Rechnung getragen.
Hoch erfreut bin ich über diese Entwicklung
in meinem Wahlkreis. Gerne unterstütze
ich die Verantwortlichen auf allen Ebenen.
So bleibt auch in Zukunft Ludwigsburg eine
starke Autostadt.

Akzeptanz für Stuttgart 21 gewachsen
Im Verkehrssektor geht es endlich nicht
mehr nur noch um Stuttgart 21. Es freut
mich besonders, dass in der Bevölkerung
der Schlichterspruch so positiv aufgenom-
men wurde. Nach dem Kompromiss von
Heiner Geißler hat sich die Stimmung in der
Bevölkerung gedreht. Spätestens jetzt ist
eine Mehrheit der Baden-Württemberger
für das Projekt. Auf den Demonstrationen
gegen Stuttgart 21 sind zwar immer noch
Tausende – aber keine Zehntausende mehr.
Störaktionen werden auch nur noch von
kleinen Gruppen unternommen. 

Ich habe stark den Eindruck, dass ein Groß-
teil der Badener und Schwaben mit dem Er-
gebnis der Schlichtung zufrieden sind.
Stuttgart 21 wird kommen und positive Aus-
wirkungen für unsere Landeshauptstadt,
die Region und ganz Baden-Württemberg
haben. Der Landtagswahl sehe ich deshalb
optimistisch entgegen. Wir können und
werden die Bürger mit der positiven Bilanz
der CDU-geführten Landesregierung über-
zeugen. Allerdings dürfen wir uns natürlich
nicht auf Umfragen ausruhen. Entschieden
wird am 27. März!

Mit den besten Wünschen
Ihr Steffen Bilger MdB                                    <<<Bundesparteitag v.l.n.r.: Steffen Bilger MdB, Eberhard Gienger MdB, Klaus Herrmann MdL
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„Think European – act local“ gilt als Maß-
stab für die Umsetzung europäischer Poli-
tik auf bundes-, länder- und kommunalpo-
litischer Ebene in Deutschland. Die Politik
soll so bürgernah wie möglich gestaltet
werden. Wie kann die politische Distanz
zwischen den europäischen Schaltzentra-
len in Straßburg und Brüssel und den „Ge-
pflogenheiten“ in unserer Heimatregion
überbrückt werden? Welche konkreten
Einflussmöglichkeiten haben wir Baden-
Württemberger, um unsere Interessen auf
europäischer Ebene durchzusetzen?

Auf der institutionellen und rechtlichen
Ebene spielt hier das Subsidiaritätsprinzip
eine entscheidende Rolle. Es zielt darauf
ab, dass bei staatlichen Aufgaben zuerst
untergeordnete lokale Glieder wie Kreise,
Städte und Gemeinden für die Umsetzung
verantwortlich sind. Maßnahmen, die ein
Bundesland oder die Kommunen betreffen
und dort eigenständig gelöst werden kön-
nen, sollen auch dort beschlossen werden.
Seit über vierzig Jahren wird das Subsidia-
ritätsprinzip auch auf europäischer Ebene
angewendet und mit dem Vertrag von Lis-
sabon weiter gestärkt. 

Die nationalen Parlamente haben nun di-
rekte Mitwirkungsrechte im europäischen
Gesetzgebungsprozess und können früh-
zeitig eine Prüfung von Vorhaben fordern,
sollten sie diese für als mit dem Subsidiari-
tätsprinzip unvereinbar halten. Liegt eine
Verletzung des Prinzips vor, können die
nationalen Volksvertretungen nun Klage
beim Europäischen Gerichtshof einrei-
chen. Bedeutsam ist, dass im Lissabonner

Vertrag die Einbeziehung der regionalen
und lokalen Ebene für die Geltung des
Subsidiaritätsprinzips explizit festge-
schrieben wurde.

Folglich werden mit der Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips die verschiedenen
Ebenen des Regierens geachtet und zu-
gleich gewinnt die Funktionsweise der Eu-
ropäischen Union an Demokratie und Legi-
timität. Den Verwaltungen der Länder und
Kommunen wird somit auch die notwendi-
ge Freiheit gewährt, in vielen Kompetenz-
bereichen selbständig und eigenverant-
wortlich zu handeln.

Die Länder werden über den Bundesrat in
die europäische Politik eingebunden. Die
Bundesregierung steht hierbei in der
Pflicht, den Bundesrat umfassend über alle
Vorhaben der Union, die für die Länder
von Interesse sein könnten, zu informie-
ren. Zusätzlich unterstützt ein gemeinsa-
mer Länderbeobachter die Länder bei der
Wahrnehmung der Mitwirkungsrechte.
Seine Hauptaufgabe besteht darin, die
Länder über die Beratungen in den Mini-
sterräten zu informieren. Je nach Ausmaß
der Betroffenheit von Länderinteressen
stehen den Ländern hier anschließend un-
terschiedliche Verfahren der Ländermit-
wirkung zur Verfügung.

Zusätzlich hat die Landesregierung von
Baden-Württemberg weitere wichtige
Strukturen geschaffen, um unserer Stim-
me in Europa Gehör zu verschaffen. In zen-
traler Lage mitten im Europa-Viertel gele-
gen mit kurzen Wegen zu allen wichtigen

europäischen Institutionen stellt die Lan-
desvertretung Baden-Württemberg Kon-
takte zu den Entscheidungsträgern her
und sorgt somit für eine starke Präsenz un-
seres Bundeslandes in Europa. Sie bietet
direkten Zugang zu den europäischen In-
stitutionen und arbeitet auch eng mit dem
Länderbeobachter und der Ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland
zusammen.

Als Sprachrohr dient den Bundesländern
außerdem der Ausschuss der Regionen
(AdR), der die lokalen und regionalen Ge-
bietskörperschaften im institutionellen
Gefüge der EU vertritt. Die Schaffung von
Europaministerien, die Einrichtung eines
Europaauschusses im Landtag auf Initiati-
ve der CDU sowie die Schulung von Lan-
desbeamten stärken zudem die Europafä-
higkeit unseres Landes. 

Es hat sich vor allem aus deutscher Sicht
gezeigt, dass die Ebenen von Ländern und
Kommunen, nicht zuletzt durch die Stär-
kung des Subsidiaritätsprinzips, mit dem
Vertrag von Lissabon bedeutenden Spiel-
raum erhalten haben. 

Nun liegt es an allen beteiligten Kräften,
diese Möglichkeiten im Sinne eines demo-
kratischeren, bürgernahen Europas aktiv
zu nutzen. Die Landesregierung von Ba-
den-Württemberg hat vielfältige und effi-
ziente Strukturen aufgebaut, um Baden-
Württemberg in Europa eine starke Stim-
me zu verleihen. Diese Strukturen gilt es
auszubauen und zu stärken.
                                                                           <<<

Stefan Mappus und Rainer Wieland im Europäischen

Parlament in Straßburg

BADEN-WÜRTTEMBERG: EINE STARKE STIMME IN EUROPA
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POST SCRIPTUM – ODER WAS AM ENDE ÜBRIG BLEIBT

Es sind revolutionäre Zeiten derzeit:
In Ägypten liegt ein in die Jahre gekomme-
nes Regime in den letzten Zuckungen. Nie-
mand weiß, ob die historischen Stätten in
Luxor, Gizeh, das Tal der Könige und die
Metropole Kairo zum Zeitpunkt, zu dem Sie
diese Zeilen lesen, von Fundamentalisten,
gemäßigten Angehörigen der Moslembrü-
derschaft, von der Armee, von einer von el-
Baradei geführten oder von einer sonst wie
von wem auch immer etablierten Marionet-
ten-Truppe regiert wird.

Während es an historischer Stätte um
nichts anderes als um die Zukunft Ägyp-
tens und um die Modalitäten des Abtritts
eines abgewirtschafteten, viel zu lange
vom Westen gestützten Pharaos geht, ver-
handelt man in Berlin wegen Hartz IV (auch
SGB II genannt) zwischen Opposition und
Regierung Nächte lang wegen fünf € und
verknüpft Dinge, die scheinbar viel, in Wirk-
lichkeit aber gar nichts miteinander zu tun
haben. 

Dennoch werden hier Arbeitnehmerüber-
lassung, also jene Branche und jene Arbeit-
nehmer, denen es darum geht, Menschen in
Arbeit zu vermitteln und jene, die über ei-
nen „Klebe-Effekt“ oder gar direkt wieder
als Stammbelegschaft im ersten Arbeits-
markt präsent sind, mit Hartz IV in einen
Sack geworfen. Dieses Bündel wird ge-
schnürt, einige Male verbal darauf einge-
schlagen, um es dann grandios wieder aus-
zuschütten und das Ganze ebenso grandios
scheitern zu lassen. Klar, wir wissen, so läuft
es halt in der Politik, wir sind nicht naiv.

Allerdings laufen wir Gefahr, letztlich auch
durch die mediale Vermittlung, dass das
berühmt-berüchtigte „Raumschiff Berlin“
mal wieder abhebt und sich in Sphären da-
von macht, in unbekannte Weltenräume
vorstößt, die noch nie ein Mensch zuvor
gesehen hat und wohin auch niemand
mehr folgen kann.

Dessen sollten sich alle Beteiligten be-
wusst sein. Auch wenn unsere Politiker-
Kaste und unser politisches System defini-
tiv keine ägyptischen Züge aufweist und
die Buchstaben unserer Verfassung, die
die Parteien zur Meinungs-, Willens- und
letztlich Regierungsbildung auffordert,
nicht in Hieroglyphen niedergeschrieben
ist, kann man immer über Veränderungen
nachdenken. 

Allein die Aufforderung dazu ist dann auch
nicht gleich das schnell heraufbeschwore-
ne „Politiker-bashing“. Vielleicht brauchen
wir nach über 60  erfolgreichen Jahren in
Frieden, Wohlstand und Demokratie mal
eine „Frischzellenkur“. Vielleicht verste-
hen sich dann Körper und Gehirn auch
wieder besser…

Frischzellentherapie bezeichnet im Übri-
gen ein umstrittenes medizinisches Ver-
fahren, häufig im Zusammenhang mit
„Anti-Aging“-Methoden, das in den letzten
Jahren stark an Bedeutung verloren hat.
Also sind es auch immer Trends, die uns
Volten, Veränderungen im Zeitgeist und
mitunter aber auch neue Erkenntnisse be-
scheren. Offenbar kehrt man aber auch im-

mer wieder gerne zum Traditionellen zu-
rück und hat sich dann aber weiter entwik-
kelt.

Es ist falsch und widerspricht gänzlich ei-
ner konservativen Grundausrichtung, die-
sem „Genossen Trend“ immer blind zu fol-
gen, zumal schon alleine der Name meist
die Frage aufwirft, ob sich der ehemalige
politische Gegner schon bei der „flatline“
befindet oder ob er die 25 Prozent noch
schafft… 

Trotzdem wird auch die Veränderungsfä-
higkeit konservativer Werteordnungen zu-
künftig stärker herausgefordert werden.
Veränderung selbst wird ein Wert.

Baden-Württemberg hat aus all diesen Er-
kenntnissen gelernt, jedenfalls die CDU.
Die CDU hat gelernt, weil sie ihre Verände-
rungsfähigkeit unter Beweis gestellt hat.
Dafür gibt es einige Beispiele, wie die Dis-
kussion um Stuttgart 21. Wer nichts dazu
gelernt hat, ist unser politischer Mitbewer-
ber: Die Grünen. Außer der üblichen in-
doktrinierten „Ratz und Rübe“-Dialektik
der 1970er-Jahre (die beiden nervenden
Stoffpuppen, die antiautoritär aufwuchsen
und meine Generation am Fernseher ge-
nervt hat), der „ich-bin-gegen-alles“-Stan-
dard-Rhetorik und dem Anti-Atom-Mantra
gibt es hier überhaupt keine politische
Aussage. Veränderung gleich Null.

Bitte lassen Sie in Baden-Württemberg viel
Veränderung zu, denn es soll alles bleiben,
wie es ist.                                                         <<<

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg

ÄGYPTEN, BADEN-WÜRTTEMBERG UND DIE GRÜNEN
Was eine Revolution und Konservatismus mit Ratz und Rübe gemein haben
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Vorher: Landtagswahl am Sonntag, 27. März 2011
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Herr Oberbürgermeister,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir stehen vor einem schwierigen Haus-
haltsjahr 2011. Das Defizit im Verwaltungs-
haushalt beträgt nach dem uns vorliegen-
den Planentwurf 15,5 Millionen Euro. Es ver-
ringert sich jetzt zwar etwas durch die
Steuerschätzung. Aber wenn man dazu-
rechnet, dass wir eigentlich 8 bis 10 Millio-
nen Euro für den Vermögenshaushalt er-
wirtschaften müssten, ist das Defizit noch
größer. Das können wir nur decken, indem
Grundstücke verkauft werden in Höhe von
10 Millionen Euro und Kredite aufgenom-
men werden nach dem bisherigen Planent-
wurf in Höhe von 4 Millionen Euro.

Es ist auch ein schwieriges Haushaltsjahr,
weil wir hohe Umlagen zu zahlen haben,
die aus den guten Steuereinnahmen im
Jahr 2009 resultieren. Wir haben 2009 kei-
ne Rücklagen gebildet, um die erhöhten
Umlagen 2011 zahlen zu können. Wir haben
dafür Investitionen quasi vorgezogen. Da-
her darf man sich jetzt nicht beklagen,
wenn die Umlagen dieses Jahr höher sind.
Das war vorauszusehen.

Die Verwaltung macht seit mehreren Jah-
ren ein umfassendes Sparkonzept. Das hal-
ten wir im Grundsatz für richtig und das
findet auch die Unterstützung der CDU-
Fraktion.

Kinder und Jugend
Die Schwerpunkte im Haushalt 2011 sind,
wie in den vergangenen Jahren, Bildung,

Kinder, Kindertageseinrichtungen. Der Zu-
schussbedarf für städtische und nichtstäd-
tische Kindertageseinrichtungen hat sich
von 11,1 Millionen Euro im Jahr 2004 auf 18,5
Millionen Euro im Jahr 2011 erhöht. Ich
habe das Jahr 2004 deshalb gewählt, weil
das der Beginn der letzten Legislaturperi-
ode dieses Gemeinderats war. Das ist eine
deutliche Erhöhung, hinter der wir stehen,
die wir für richtig halten und die wir auch
unterstützen. Bei der Gelegenheit möchte
ich mich namens der CDU-Fraktion bei den
freien Trägern für ihr Engagement in die-
sem Bereich bedanken.

Entsprechend steigt auch der Personalbe-
darf im Bereich Kinder und Bildung. Im Jahr
2004 hatten wir 4 Millionen Euro Personal-
kosten, jetzt sind es über 6 Millionen Euro
bei den städtischen Tageseinrichtungen,
bei der Betreuung an den Schulen, bei der
Sprachförderung und Hausaufgabenhilfe.

Wir liegen beim Ausbau der Betreuungs-
plätze für unter Dreijährige im Plan. Unsere
Vorstellungen finden sich hier vollständig
im Haushaltsplanentwurf wieder. Deshalb
gibt es hier auch keine Änderungsvorschlä-
ge von unserer Seite. Der Schulentwick-
lungsplan wird wie beschlossen umgesetzt.

Im Bereich Schule/Bildung haben wir je-
doch einen Änderungsantrag: Wir wollen,
dass die Schullandheimaufenthalte weiter
durch die Stadt bezuschusst werden. Wir
haben hierzu einen Änderungsantrag ge-
stellt in Höhe von 23 Tausend Euro. Unser
Deckungsvorschlag ist, bei der Stadtmarke-

ting den Ansatz für Öffentlichkeitarbeit
und Werbung nicht zu erhöhen, wie von
der Verwaltung vorgeschlagen. Wir haben
den Ansatz bereits letztes Jahr um 16 Pro-
zent erhöht. Dieses Jahr schlägt die Verwal-
tung eine weitere Erhöhung um 8 Prozent
vor, wenn man die Venezianische Messe
außen vor lässt, die ja nur alle zwei Jahre
stattfindet. Wir sind der Meinung, dass mit
dem Etatansatz des letzten Jahres hier aus-
zukommen ist.

Engagement der Bürger
Beim Sportentwicklungsplan, den wir im
Gemeinderat beschlossen haben und der ja
durch einen Gutachter zusammen mit den
Betroffenen entwickelt wurde, setzen wir
die vorgeschlagenen Maßnahmen um. Hier
wollen wir allerdings Verlässlichkeit zeigen.
Wir haben immer gesagt, dass im Jahr 2011
der Tennenplatz beim FSV Oßweil zu einem
Kunstrasenfeld umgebaut werden soll. Die
Verwaltung hat hier getauscht. Wir wollen,
dass die alte Prioritätenliste bleibt, also der
Tennenplatz 2011 umgebaut wird und dann
2012 die Kunstrasenplatzsanierung bei der
SpVgg 07, 2013 der SKV-Platz, 2014 der DJK-
Kunstrasenplatzsanierung. Deshalb hier
ein Änderungsantrag von uns. 

Weiterhin beantragen wir für die Mehr-
zweckhalle Oßweil und für die Sporthalle
an der Oststadtschule Planungsraten in
den Haushalt aufzunehmen. Wir wollen da-
mit zeigen, dass uns beide Projekte vorran-
gig sind vor anderen Projekten. Das haben
wir vor der Wahl zugesagt, das wollen wir
auch jetzt einhalten und mit den Planungs-

GENERALDEBATTE ZUM HAUSHALT 2011 IM GEMEINDERAT
Fraktionsvorsitzender Klaus Herrmann für die CDU Gemeinderatsfraktion 

Die CDU-Gemeindratsfraktion vor dem

Ludwigsburger Rathaus
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raten zeigen, dass nächstes Jahr die Planun-
gen weitergehen sollen, damit diese beiden
Hallen dann auch gebaut werden können.

Unsere Stadt lebt vom Bürgerschaftlichen
Engagement. Ein großes Bürgerschaftli-
ches Engagement findet statt im Rahmen
des Stadtentwicklungskonzepts, bei Pro-
jekten im Rahmen der „Sozialen Stadt“ in
Eglosheim und in Grünbühl-Sonnenberg.
Viele der angestoßenen Aktivitäten durch
die „Soziale Stadt“ werden fortgeführt. Wir
haben im BSS beschlossen, dass auch Maß-
nahmen, die aus dem Projekt Grünbühl-
Sonnenberg kommen, ebenfalls fortge-
führt werden. Das halten wir für richtig und
sinnvoll und wir sind froh, dass nun auch
für die Heilpädagogik ein Weg gefunden
und sie fortgeführt werden kann. Hier
steckt sehr viel Engagement von Bürgerin-
nen und Bürgern dahinter. Das wollen wir
weiter fördern und unterstützen.

Zum großen Bürgerschaftlichen Engage-
ment in der Stadt gehören auch die Ver-
bände, die Kirchen und die Vereine. Insbe-
sondere auch die Vereine, die im Stadtver-
band für Sport und im Stadtverband für
Kultur zusammengeschlossen sind. Wir ha-
ben im Jahr 2009 die Vereinsförderung um
5 Prozent gekürzt, im Jahr 2011 wird das nun
im dritten Jahr fortgeschrieben. Und das,
obwohl die Pacht für Plätze und die Gebüh-
ren für Hallen erhöht wurden und es Ände-
rungen im Steuerrecht sowie Erhöhungen
bei Versicherungen gab. Darauf haben wir
keinen Einfluss, aber die Vereine werden
zusätzlich belastet. Derzeit finden Überle-
gungen zur Neufassung der Vereinsförder-
richtlinien statt. Wir wollen, dass diese
Neufassung im engen Schulterschluss und
in Gesprächen mit den Vereinen erfolgt,

und wir erwarten dann eine Vorlage der
Verwaltung, die mit den Vereinen bespro-
chen ist. 

Die Jugendarbeit in den Vereinen ist sehr
gut. Wer Mannschaftssport betreibt, lernt
dort Sozialkompetenz, lernt, sich einzubin-
den. Wer im kulturellen Bereich ein Instru-
ment in einem Orchester spielt, wer im
Chor mitsingt, der trägt zum gemeinsamen
Erfolg bei. In den Vereinen lernt man Sozi-
alkompetenz. Wie die Vereine Jugendarbeit
betreiben ist auch ein wichtiger Beitrag zur
Integration in unserer Stadt. Hier kommen
Deutsche und Migranten zusammen, hier
lernt man Gemeinsamkeit. Das ist ein wich-
tiger Punkt der Integration. 

Wir haben viele kulturelle Einrichtungen
für Erwachsene und Jugendliche in Lud-
wigsburg, die auch von Dritten unterstützt
werden. Hier will ich für die CDU-Fraktion
ausdrücklich der Kreissparkasse danken für
ihr Engagement im Bereich Sport und Kul-
tur über die Stiftung. Hier fließen viele Mit-
tel in unsere Stadt. Das ist gut und richtig
und ein besonderes Dankeschön wert.

Wir wollen ab dem Jahr 2011 den Verein Kul-
turwelt e.V. mit 20 Tausend Euro jährlich
unterstützen, um Kinder und Jugendliche
über Schulprojekte näher mit Kultur und
Theaterspiel vertraut zu machen. Damit
wollen wir auch dem Verein Kulturwelt e.V.
ermöglichen, gegebenenfalls bei Dritten
Gelder für ihre Arbeit zu bekommen. Als
Deckungsvorschlag schlagen wir vor, beim
Scala und bei den Schlossfestspielen den
Zuschussbetrag um 2 bis 3 Prozent zu kür-
zen. Ein äußerst geringer Kürzungsbetrag,
der dann an anderer Stelle für kulturelle Ar-
beit eingesetzt werden kann.

Ich möchte darauf hinweisen, dass städti-
sche Leistungen nicht zum Nulltarif gehen.
Wir erheben Gebühren, die wir auch regel-
mäßig dem tatsächlichen Aufwand anpas-
sen. Im letzen und in diesem Jahr sind die
Gebührenhaushalte gründlich durchfor-
stet worden. Wir bitten die Verwaltung,
das auch in Zukunft zu tun und uns jeweils
zeitnah Anpassungen vorzuschlagen und
nicht nur in größeren Zeitabständen.

Mobilität
Zum Themenbereich Mobilität: In unserer
Stadt haben wir einen gut ausgebauten
Öffentlichen Personennahverkehr. Das
wurde erst kürzlich durch ein Gutachten in
anderem Zusammenhang bestätigt. 

Die Zuschüsse, die hier von der öffentli-
chen Hand nach Ludwigsburg fließen,
kommen von mehreren Ebenen: von der
Region, vom Kreis und von der Stadt. Wir
als Stadt bezuschussen das Buskonzept für
das südöstliche Kreisgebiet, die Direktbus-
linie Ludwigsburg-Waiblingen, das Nacht-
busnetz des Landkreises, die Linie Eglos-
heim-Breuningerland und anderes. Das
sind gut angelegte finanzielle Mittel. 

Im nächsten Jahr ist für den Neubau von
Radwegen im Stadtgebiet ein Gesamtvolu-
men von 550 Tausend Euro vorgesehen,
300 Tausend Euro Verpflichtungsermächti-
gungen und 250 Tausend Euro Mittel. Dies
begrüßen wir außerordentlich. Wir haben
uns auch im Wahlkampf für Radwegebau
in der Stadt ausgesprochen. Das ist im
Haushaltsplanentwurf enthalten, das ist
richtig und gut.

Wir dürfen allerdings den Straßenbau
nicht vernachlässigen. Wir brauchen drin-
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gend die Nord-Ost-Verbindung zwischen
unserem Bereich und dem Remstal. Das ist
zwar eine Straße des Bundes, die aber eine
wichtige Entlastung für Ludwigsburg wäre.
Wir halten es für wichtig, dass die West-
randstraße gebaut wird. Wir haben einen
Antrag gestellt, dass aus einem Teil des
Verkaufserlöses der Hinteren Halden eine
Sonderrücklage gebildet wird, damit Geld
für die Westrandstraße vorhanden ist. Wir
werden immer wieder darauf hinweisen,
dass der Straßenbau in der Stadt für uns
einen wichtigen Stellenwert hat. 

Zum 1. Januar 2010 betrug die Infrastruk-
turrücklage für Straßenbaumaßnahmen
noch 24 Millionen Euro, zum Ende des
nächten Haushaltsjahres wird diese Rück-
lage Null betragen, weil wir sie benötigen,
um das Defizit im Verwaltungshaushalt
auszugleichen. Wir halten es in Zukunft für
dringend notwendig, dass sich im Bereich
der Eisenbahnstraße was tut, bei der West-
randstraße wie schon erwähnt und dass
eine Entlastung für Eglosheim kommt. 

Vermögen pflegen
Wir halten es auch für wichtig, dass das
städtische Vermögen entsprechend ge-
pflegt und unterhalten wird. Im letzten
Jahr haben wir einen Berichtsantrag zum
Gebäudeunterhalt und zu den Straßensa-
nierungen gestellt. Die Verwaltung hat ei-
nen Teil dieses Berichtsantrags beantwor-
tet. Wir verschieben Unterhaltungsmaß-
nahmen in die Zukunft. Das ist sicherlich
in finanzschwachen Zeiten richtig, aber es
ist eine Art ‚graue’ Verschuldung. Wir wol-
len, dass wir in besseren Jahren auch wie-
der das Geld aufwenden, das notwendig
ist, um das städtische Vermögen zu erhal-
ten. Wir wollen auch, dass Mittel zur Pfle-

ge der Alleen nicht dauerhaft verringert
werden. Die Alleen sind ein Schmuckstück
unserer Stadt. In besseren Haushaltsjah-
ren muss hier auch wieder mehr zur Verfü-
gung stehen.

Wir haben zu den Ausgaben im Vermö-
genshaushalt einige Anträge gestellt. Wir
beantragen den Grundstückserwerb Mul-
denäcker/Römerhügel für Kleingärten und
Wohnbau zu verschieben. Hier ist keine
Eile geboten, weil die Stadt ein Vorkaufs-
recht hat und es keine zwingende Notwen-
digkeit gibt, diese Ausgaben 2011 zu täti-
gen. Wir sind auch der Meinung, dass wir
im Brandschutzbedarfsplan vorgesehene
Investitionen schieben können – nicht
streichen – schieben. So wollen wir die
Neufahrzeuge für die Feuerwehr und die
Lüftung in der Reithalle verschieben.

Handel/Handwerk/
Mittelstand/Industrie
Das Geld, das wir ausgeben, muss zu-
nächst eingenommen werden. Wir bekom-
men als Stadt Anteile an der Lohn- und
Einkommenssteuer und wir bekommen
insbesondere einen großen Anteil an der
Gewerbesteuer. Ich gehe davon aus, dass
auf Bundesebne entschieden wird, dass
die Gewerbesteuer dem Grunde nach
bleibt. Deshalb ist es notwendig, dass eine
gute Wirtschaftsförderung in der Stadt be-
trieben wird. Nicht nur wegen der Steuer-
einnahmen, auch wegen der Arbeitsplätze.
Das ist eine Aufgabe von Verwaltung und
Gemeinderat und muss innerhalb der Ver-
waltung auch Chefsache bleiben. Wir brau-
chen auch künftig eine gute Sozialstruktur
bei der Einwohnerschaft, um bei der Lohn-
und Einkommenssteuer einen entspre-
chenden Anteil zu haben. 

Die Förderung von Handel, Handwerk,
Mittelstand und Industrie in Ludwigsburg
ist uns wichtig. Wir werden im nächsten
Jahr keiner Gewerbesteuererhöhung zu-
stimmen. Wir werden auch die Grundsteu-
er so belassen wie sie ist. Wir haben sie
2010 bereits erhöht. Für uns gibt es kein
Drehen an der Steuerschraube im Jahr
2011.

Wir wollen aber zur Förderung des Gewer-
bes, dass sich am Schillerplatz etwas be-
wegt und beantragen daher für diesen Be-
reich eine Planungsrate aufzunehmen. Wir
beantragen auch für das Mastall-Center
eine Planungsrate in den Haushalt aufzu-
nehmen. Wenn im nächsten Jahr hier ra-
sche Entscheidungen notwendig werden,
die Geld kosten, sollte dies auch im Haus-
halt vorhanden sein.

Allgemeines
Es fließen auch viele Einnahmen in die
Stadt von anderen Ebenen, von Bund und
Land und in den letzten Jahren auch von
der Europäischen Union. Herr Oberbürger-
meister, Sie finden jedes noch so kleine
Fördertöpfchen, das für unsere Stadt Geld
bringt. Das ist gut und richtig, da unter-
stützen wir Sie auch weiterhin. 

Ludwigsburg hat in den letzten Jahrzehn-
ten einen großen Verlust an Arbeitsplätzen
im produzierenden Gewerbe gehabt. Das
konnte ausgeglichen werden durch Film
und Medien und durch eine Ausweitung im
Dienstleistungsbereich. Wir unterstützen
Ihre Bemühungen, Herr Oberbürgermei-
ster, jetzt die Elektromobilität zu stärken.
Das ist eine zukunftsgerichtete Aufgabe,
die sicherlich unserer Stadt und den Bürge-
rinnen und Bürgern Vorteile bringen wird.
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Wir gestalten unsere Entscheidungen im
Gemeinderat transparent. Wir wollen,
dass soviel wie irgend möglich öffentlich
beraten wird im Gemeinderat und in sei-
nen Ausschüssen. Seit einigen Jahren ta-
gen auch die Stadtteilausschüsse öffent-
lich. Das war früher nicht so. Die Presse
kann dann darüber berichten. Uns sind
auch die Stadtteilblätter wichtig. Auch
bei Zukunftskonferenzen und bei den
Stadtentwicklungsprogrammen werden
Entscheidungen transparent gemacht. Es
fand eine Veranstaltung zu diesem Haus-
halt statt. Allerdings müssen die Bürger
die Angebote auch nutzen und anneh-
men. Sie können sich bei uns nachher
nicht beschweren, dass man nichts erfah-
ren hat. Wir haben eine gute Transparenz
unserer Arbeit und das wollen wir auch
weiterhin.

Zum Personal in der Stadtverwaltung: Wir
haben eine gut arbeitende Stadtverwal-
tung, die allerdings in einigen Bereichen
an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit
gekommen ist. Es werden viele Projekte
von unserem Oberbürgermeister angesto-
ßen, es gibt auch viele Wünsche aus dem
Gemeinderat. Wir können nicht in jedem

Einzelfall beurteilen, wo man möglicher-
weise noch effektiver arbeiten kann. Uns
sind allerdings zwei Dinge beim durchblät-
tern des Haushalts aufgefallen, dazu ha-
ben wir Prüfanträge gestellt: 

Einmal bei der Kantine. Die Kosten steigen,
die Einnahmen sinken. Das wollen wir uns
genauer anschauen. Bei den Technischen
Diensten Ludwigsburg steigt der Zu-
schussbedarf ebenfalls. Es ist hier nicht er-
kennbar, dass die Ziele, die man bei der
Ausgliederung der TDL vor 12 Jahren vor-
gesehen hatte, auch tatsächlich erreicht
worden sind. Wir haben auch einen Antrag
gestellt zu den Mitarbeiterparkplätzen in
den Tiefgaragen. Wir wollen hier, dass die
Kosten für die Mitarbeiter im öffentlichen
Dienst vergleichbar sind mit den Kosten
von Mitarbeitern von Gewerbetreibenden.
Im Zusammenhang mit dem Parkraumkon-
zept für die Ludwigsburger Oststadt wol-
len wir das nochmal geprüft haben.

Mein Dank geht abschließend an die Käm-
merei und die gesamte Stadtverwaltung
für die Vorbereitung zum Haushalt, für die
Auskünfte, die sie uns zu allen Fragen ge-
geben haben, die wir wollten und brauch-

ten. Dank auch an die Steuerzahler und an
alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt
Ludwigsburg für ihr Engagement.

Ich sagte eingangs, wir stehen vor einem
schwierigen Haushaltsjahr 2011. Wir kön-
nen aber optimistisch in die Zukunft blik-
ken. Denn nach der neuesten Umfrage der
IHK Ludwigsburg sehen 50 Prozent der Be-
fragten für das Jahr 2011 eine gute Ge-
schäftslage voraus, im Frühjahr 2010 wa-
ren es nur 23 Prozent. Das stimmt uns zu-
versichtlich, das kommt auch dem Haus-
halt zugute. Nach der November-Steuer-
schätzung werden wir im Jahr 2011 2,5 Mil-
lionen Euro Steuermehreinnahmen haben,
als im Haushaltsentwurf veranschlagt. Wir
sagen aber klar, dieses Geld dient der Re-
duzierung des Defizits. Wir dürfen das
Sparen nicht aufgeben, das dient nicht
dazu, dass man irgendwelche neue zusätz-
liche Wünsche erfüllt. 

Die Wirtschaftskrise wurde gemeistert
durch engagierte Bürgerinnen und Bürger,
durch vorrausschauende Entscheidungen
der Unternehmen und durch besonnene
Entscheidungen der Gewerkschaften. Alle
haben hier mit Augenmaß reagiert. Unser
Gemeinderat hat auch rasche Entschei-
dungen zur Ankurbelung der Konjunktur
getroffen. Aber auch die Politik in Bund
und Land hat den richtigen Rahmen ge-
setzt. Die CDU in Ludwigsburg geht davon
aus, und wir sind überzeugt davon, dass
diese zukunftsorientierte realistische Poli-
tik auch über den 27. März 2011 hinaus wei-
tergeführt werden kann zum Nutzen der
Bürgerinnen und Bürger auch in unserer
Stadt.

Herzlichen Dank!                                           <<<
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Entwicklung des 
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